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* Dieser Studie liegt ein Referat zugrunde， das ich im November 1977 im Rahmen einer Tagung 
zu chinesischen volkerrechtlichen Anschauungen im InstitutぬrAsienkunde， Hamburg， gehalten habe. 
Die vereinbarte Veroffentlichung der Tagungsreferate ist aus 11古 nichtmitgeteilten Grunden bisher 
nicht erfolgt. Um den Abstand zur Gegenwart nicht noch groser werden zu lassen， wird die den 
Entwicklungsstand bis Juni 1978 widergebende Studie hiermit veroffentlicht. 
料 Lektor飴rdeutsches Recht， Juristische Faku1tat， Universitat Osaka， Dr. iur. Heidelberg 
1971， M.A. (Sinologie)， Heidelberg 1978. 
*** Abkiirzungen (soweit nicht gelaufig): AJIL American Journal ofInternational Law); Coherト
Chiu (J.A. Cohen， HungdahαlIu， • People's Chlna and International Law. A Documentary Study， 
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voJkerrechts: 
a) Die Haltung der VR China zum IKRK 
b)Chinas Beitrag auf der Genfer diplomatischen Konferenz 
fur humanitares Volkerrecht 
IV Die Rechtsbefolgung (empirisch und potentiell): Bisherige 
Waffengange und ihre volkerrechtliche Beurtei1ung 
V Zum Recht der Kriegsverhutung 
VI Zusammenfassung und Ausb1ick 
1 Einleitung 
1. Vorbemerkung 
Die neue Geschichte wohl keines anderen Staates der Erde bi1det eine 
derart ununterbrochene， aus Krieg und Bedrohung durch Krieg zusammen-
gesetzte Kette des Schreckens wie die Geschichte Chinas seit 1840. Vom 
Opiumkrieg bis hin zu den bewaffneten Zusammenstるsenam Ussuri im 
Marz 1969 steht die militarische Gewaltanwendung -international oder 
intern -im Mittelpunkt des Geschehens eines Landes， dessen konfuzianische 
Philosophen stets betont hatten， das "gutes Eisen nicht zu Nage1n und gute 
Menschen nicht zu Soldaten gemacht werden"， und wo der Welt altester 
Traktat uber die Methoden der Kriegsfuhrungl) zwar entstanden， wegen des 
traditionel1 niedrigen Sozialstatus des Mi1itars aber erst in neuerer Zeit 
breiteres und nicht nur literarisches Interesse gefunden hat.2) 
In diesem Kapitel sol1 die Haltung der VR China zu jenen Rege1n des 
1) Sun Zi， Bing-fa， englische Ubersetzung (Th巴Artof War) von L. Giles， Einleitung von Brigade-
general T.R. Phillips， 1963. -Die Einleitung enth滋 einenhistorischen Abris des chinesischen 
Militarwesens und der Kriegsfuhrung vom Altertum bis zum Ausbruch des chinesisch-japanischen 
Krieges im Juli 1937. 
2) Es gab auch keinen dem lateinischen Mars vergleichbaren chinesischen Kriegsgott. Guan 
YU kann allenfalls als Soldatengott bezeichnet werden. Es ware aber falsch， di巴Existenzvon Angriffs明
kriegen， javon Verherrlichung des Krieges und von Kriegspropaganda 1Ur die chinesische Geschichte 
zu verneinen. Nach den AusIlihrungen eines von Prof. Wolfram Eberhardt im Juni 1978 in Heidelberg 
gehalte詰enVortrages ist die Verherrlichung des Krieges h孟ufigesThema von Tempelbildern und 
Volksromanen. Die gegenteilige Ansicht beruht auf der isolierten Betrachtung der chinesischen 
Gelehrtenkultur; vgl. z.B. Fairbanks Thesen (ぺ..The pacifist bias of the Chinese Tradition. . ."u.a.) 
in dessen Einleitung zu F.A. Kierman， J.K. Fairbank (Hrsg.)， Chinese Ways in Warfare， Cambridge/ 
Mass.1974. 
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Volkerrechts untersucht werden， deren Gegenstand das Verbot oder die 
Beschrankung des Krieges und se泊erDurchfuhrung ist. Wie verhalt sich 
China gegenuber vertraglichen oder gewohnheitsrecht1ichen Bindungen， 
die das Volkerrecht einem kriegsfuhrenden Staate auferlegt? Wie ist aus 
chinesischer Sicht die R e c h t s 1 a g e zubeurteilen und wie stel1t sich 
die B e f 0 1 g u n g desRechts im konkreten internationalen bewaffneten 
Konflikt dar? Stehen diese Fragenin einem verifizierbaren Zusammenhang 
zu der insbesondere durch Mao Zidong geschaffenen chinesischen Kriegs掴
theorie und zu der historischen Erfahrung Chinas mit Problemen der recht-
lichen Beschrankung des Krieges? Lassen sich sch1ieslich aus dem Aufweis 
vergangener Erfahrung und gegenwartiger Theorie und Praxis die zukunftigeri 
Positionen Chinas zum Kriegsvolkerrecht extrapo1ieren? 
Eine Darstellung des Kriegsrechts erfordert nach Friedrich Berber die 
Behandlung des ius ad bellum， des ius担 bellound des Rechts der Kriegs-
verhutung3). Die Ansichten Chinas zu allen drei Bereichen4) sind Gegen幽
stand dieser Ausfuhrungen， wobei fur den als "Recht der Kriegsverhutung“ 
bezeichneten eher rechtspolitischen Komplex einige Bemerkungen (也1
wesent1ichen begrenzt auf Abrustungsfragen) genugen mussen. 
2. Die Erfahrung Chinas mit dem Kriegsvolkerrecht bis zur Grundung 
der Volksrepublik 
Die Vermessenheit， die in dem Unterfangen 1iegt， einen so1chen 
historischen Ruckb1ick in einer Einleitung darzubieten， wird dadurch nicht 
geringer， das man sich註rrerbewust ist. Sie wird aber entschuldbar durch 
die Tatsache， das die uber 2000-jahrige Staatenpraxis des kaiser1ichen China 
unter den hier interessierenden Gesichtspunkten fast vol1ig unerforscht 
istS) .円HistorischeErfahrung“ist bislang nur reduziert darzustellen auf die 
3) Lehrbuch des Volkerrechts， 3.Bd.: Kriegsr巴cht，2. Auflage， Munchen 1969， S.23 f. 
4) Die chinesischen Ansichten zu dem an sich zum Kriegsrecht gehorenden Recht der Neutralitat 
(Neutralitat ist Nichtbeteiligung an einem bestimmten Krieg) bleiben hier unb巴rucksichtigt.
5) Der Song Kodex von 963 enthalt eine Regelung zum Schutz des auser Gefecht gesetzten 
Gegners dahingehend， das jemand， der einen Feind， der seine Waffen bereits abgegeben hatte oder 
der desertiert war und sich ergebel1 hatte， t邑tete，zu kopfen war. Vgl. Song Xing-tong， hrsgg. von 
Jiao Zuhan (in: Zhongguo li-dai fadian kaoji)， Taibei 1969， S.226. Siehe auch H. Fr四 ke，Zum 
Militarst!afrecht im chinesischen Mitt巴lalter，Bayr. Akademie der Wissenschaften， Philosophisch-
Historische K1ase， 1970， Heft 5， Munchen 1970; hier sind Vorschriften zum Schutz der Zivilbevolke-
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vorkaiser1iche und die Zeit seit der zweiten Halfte des 19. J ahrhunderts. 
1m Gegensatz zur europaischen Antike， wo volkerrecht1iche Schranken 
der Kriegsfuhrung angeblich unbekannt waren6)， so1 China schon vor seiner 
Einigung加1Jahre 221 v. Chr. so1che Schranken gekannt haben7). 1n einer 
Dartellung des vorkaiserlichen chinesischen瓦riegsrechts8)wird zur Charak-
terisierung edlen Strebens Mencius zitiert， nach dem "a11e， die fahig sind， 
Truppen zu fuhren und Sch1achten durchzufuhren， grose Verbrecher“sind. 
Doch angesichts der zahlreichen Kriege dieser Epoche war die Festsetzung 
recht1icher Schranken so realistisch wie human. So so11te kein Mann "mit 
verblichenem Haar“gefangen und kein Feind mehr als einmal verwundet 
werden durfen9) •
Mit dem europaischen V olkerrecht des 19. J ahrhunderts kamen die 
Chinesen bekannt1ich durch ubersetzungen volkerrecht1icher Traktate 
泊 Kontakt10)， nachdem bei chinesischen Staatsmannern ein Bedurfnis 
entstanden war， der agressiven Betatigung europaischer Machte auch mit den 
von ihnen selbst gesetzten Normen zu begegnen. Diese Ubersetzungen 
enthielten auch kriegsrecht1iche Passagen; die Einfuhrung spezie11 dieses 
Tei1s des Volkerrechts geschah aber primar durch die 1881 erfolgte 
Publikation von Martins ubersetzung des "Manuel des lois de la guerre“des 
1nstitut de Droit 1nternationall1). Es ist nicht klar， inwieweit die Chinesen 
diesen Regeln gefolgt sind. Wie担 einerunver<うffent1ichten，auf chinesischen 
Que11en der spaten Qing-Zeit beruhenden Arbeit， festgestellt wird， kann 
rung des besetzten Landes und von Gefangenen Bestandtei1 von Disziplinarregeln. Der franzosische 
Sinologe Paul Demievielle auserte in einem Artikel ("Der Geist unparteiischer Wohlt証tigkeitbei den 
alten Kulturvolkern des Fernen Ostens“) der Revue internationale de la Croix Rouge (9， Bd.， 1958， 
deutsche Bei1age)， die bestrebt ist "auf Grund von ausgedehnten Forschungen die Universalitat des 
Rotkreuzgedankens nachzuweisen“， das "in der chinesichen G巴schichteselten die Rede (ist) von einer 
Wohlt証tigkeitzugunsten der Kriegsopfer， wie sie das Rote Kreuz aus詰.bt“.
6) Berber， op. cit.， S.22. 
7) Vgl. dazu R.L. Walker， The Multi-State System of Ancient China， HamdenfConn. 1953， S.
87 f.; K. Iriye， The Principles of International Law in the Light of Confucian Doctrine， in:Recuei1 
des Cours 1967 1， S.47-53; G. Kaminski， Chinesische Positionen zum Volk巴rrecht，Berlin 1973， 
S.56-63. 
8) Cheng Dexu， International Law in Early China， Chapter II: Law of War， in: Social and 
Politiω1 Science Review (Peking)， Bd. 11 (1927)， S.260-267. 
9) Ibid. S. 265. 
10) Vgl. I.C.H. Hs註， China's Entrance into the Fami1y of Nations. The Diplomatic Phase， 1858-
1880， CambridgefMass. 1960. S. 12; S. Teng und J. Fairb四 k，α1Ina'sResponse to the West， New 
York (Atheneum-edition)， 1973， S.97-99. 
11) Hsu， op. cit.， S.138. 
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“sporadica1 reference to the 1aw of war" gefunden werden12). So so1 
wahrend des chinesisch-japanischen Krieges von 1894/95 betont worden 
se泊， das“Japanese envoy and consu1s cou1d be expe11ed within 24 hours" 
und dafき“Japanesenationa1s continuous1y residing in China after the 
beginning of the war and under the protection of a third country's foreign 
officer cou1d be executed for espionage activity". Seit Ende des Opium-
Krieges kam China in Kontakt mit dem Friedensvertrage betreffenden 
Tei1bereich des Kriegsrechts13). Nach den Erfahrungen des Krieges mit 
Japan14) hatte China nicht weniger Grund a1s andere Staaten， sich an den 
internationalen Bemuhungen zur Schaffung kriegsrecht1icher Regeln zu 
betei1igen und sandte Delegationen zu den Haager Friedenskonferenzen von 
1899 und 190715). China retifizierte zwei der drei Konventionen und al1e 
drei Deklarationen von 1899 sowie die Deklaration und e1f der dreizehn 
Konventionen von 190716). China war damit dem gesamten kriegsrecht1i時
12) T.W .8. Huang， The Relevance of International Law to the Foreign Relations of Ch 'ing China， 
Harvard Law 8chool， May 15， 1971， 8.27. 
13) Vgl. Treaty of Peace， Friendship and Commerce， between Great Britain and China， 8igned at 
Nanking， Aug. 29， 1842， in:W.F. Mayers (edふTreatiesbetween the Empire of China and Foreign 
Powers， 8hanghai， London 1877. 8. 1; Convention of Peace and Friendship between France and 
China， 8igned at Peking， Oct. 25， 1860， in: ibid. 8. 72; Final Protocol (between the Foreign Powers 
and China) for the disturbances of 1900， signed at Pek泊g，8ept. 7， 1901， in:J.V.A. MacMurray (edふ
Treaties and Agreements with and concerning China (1894-1919)， vol. 1: Manchu Period (1894-
1911)， New Yor主1921，8.278.
14) Vgl. dazu die erst巴volkerrechtliche8tudie aus japanischer Feder: Nagao Ariga， La Guerre 
8ino-Japonaise au Point de Vue du Droit Int巴rnational，Paris 1896. 
15) 8tellver柱etenderChefdelegierter der chinesischen Delegation von 1970 war der ehemalige 
U.8. 8ecretary of 8tate， John Foster， vgl. J.B. 8cott， The Hague Peace Conferences of 18ヲ9and 1907， 
vol. 1， Ba1timore 1909 (Nachdruck New York und London 1972)，8. 265. -In der Arbeit von C.D. 
Davis， The United 8tates and the First Hague Peace Conference， Ithaca 1962， rmdet die Neugierde der 
europaischen Diplomaten gegenuber den chinesischen Konferenztei1nehmern Erwahnung: “Ch泊a's
(chief delegate) Yang Yu was the only individual to appe訂 inout1andish costume; his rich robe 
of peacock blue and his cap，. adorned with the red coral button of a mandarin of high rank， had been 
subject of comment since the conference's opening円 (8.108). -Bezuglich der Diskussionsbeitrage 
und des Abstimmungsverhaltens der chinesischen Delegationen gibt W.L Hull， The two Hague Con-
ferences間 dth出 Cqntributionto International Law， Boston 1908 (Neudruck New York 1970) 
einigen Aufschlus. 
16) Der genaue zeitliche Ablauf der Ratifikationen war der folgende: 1904 ratifizierte die Qing-
Regierung folgende von der Ersten Haager Friedenskonferenz angenommenen Konventionen und 
Erklarungen: Konvention uber die Anwendung der Grundsatze der Genfer Konvention vom Roten 
Ki:euz von 1864 auf den 8ee】crieg(chinesischer Text in: Xie Dianzeng und Guo Zixiong， Zhongguo 
canjia zhi guojiぢongyuehuibian， 8hanghai 1937 (Nachdruck Taibei 1971)， 8. 19， 331; Deklaration 
betreffend das Verbot des Werfens von Projektilen oder Explosivstof 
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chen Vertragswerk17) der Haager Konferenzer beigetreten. 
Durch seinen Beitritt zur Satzung des Volkerbundes18) bekannte sich 
China zu den dort ausgesprochenen Kriegsbeschrankungen， deren Aus-
weitungen im Briand-Kellog-Pakt19) und -zum allgemeinen Gewaltverbot -
in der Satzung der Vereinten Nationen von China mitvollzogen wurde. Die 
auf den Haager Konferenzen begonnene Betei1igung an der Fortbildung des 
Kriegsrechts setzte China fort durch die 1929 vorgenommene Ratifikation 
des Genfer Protokolls von 1925 betreffend das Verbot der Anwendung 
von Giftgasen und bakteriologen Mitteln20). 1m Jahre 1935 ratifizierte 
China die Genfer Konventionen von 1929 zur Verbesserung des Loses der 
Verwundeten und Kranken im Felde und uber die Behandlung der豆riegs-
gefangenen21). Der historische Ruckblick verdeut1icht， das China fruhzeitig 
an der Entwicklung des Kriegsrechts betei1gt w訂， das Vertragswerk der 
Haager Friedenskonferenzen in umfassenderer Weise als andere grose Staaten 
(etwa USA und Rusland) ratifizierte -vielleicht wei1 eine moderne Kriegs-
ist， erstickende oder giftige Gase zu verbreiten， Xie und Guo S. 24; Deklaration betreffend das Verbot 
von Geschossen， die sich leicht im menschlichen Korper ausdehnen oder plattdrucken， Xie und Guo S. 
26;1907仕atChina der Haager Konvention von 1899 uber die Gesetze und Gebrauche des Landkrieges 
bei， Xie ung Guo S. 13. 1908 ratifiziert巴 esdie Haager Konvention (X) von 1907 betreffend di巴
Anwendung der Genfer Konvention vom Roten Kreuz auf den Seekrieg und die Haager Deklaration 
von 1907 betreffend das Verbot von Projektilen， die erstichende oder schadliche gas巴verbreiten，Xie 
und Guo S. 57. 1909 ratifiziert巴diekaiserliche Regierung die folgenden von der Zw巴itenHaager 
Konferenz angenommenen Konventionen: (I) Haager Abkommen uber die Beschrankung der Anwen-
dung von Gewalt bei der Eintreibung von Vertragsschulden， Xie und Guo S. 45; das (II) Haager 
Abkommen uber den Beginn der Feindseligkeiten， Xie und Guo S. 46; das (V) Haager Abkommen 
beなeffenddie Rechte und Pflichten der neuなalenMachte und Personen im Falle eines Landkrieges 
Xie und Guo S. 47; das (IX) Haager Abkommen betreffend die Beschiesung durch Seestreitkrafte 
in Kriegszeiten; das (XIII) Haager Abkommen betreffend die Rechte und Pflichten der Neutralen im 
Falle eines Seekrieges， Xie und Guo S. 54. Die junge Republik ratifizierte 1916 folgende w滋rrendder 
Zweiten Haager Konferenz angenommenen Konventionen: Das (IV) Haager Abkommen betreffend 
die Gesetze und Gebrauche des Landkrieges， Xie undGuo S. 57; das (VI) Haager Abkommen註ber
die Behandlung der feindlichen Kauffahrtsschiffe beim Ausbruch der Feindseligkeiten， Xie und Guo S. 
63; das (VII) Abkommen uber die Umwandlung von Kauffahrtsschiffen in Kriegsschiffe， Xie und Guo 
S. 64; das (VIIn Abkommen uber die Legung von unterseeischen selbstandigen Kontakminen， Xie 
und Guo S. 64; das (XI) Abkommen uber gewisse Beschrangkungen in der Ausubung des Beuterechts 
im Seekriege， Xie und Guo S. 67. 
17) Eine der Haager Konventionen von 1899 und zwei von 1907 beziehen sich auf das Verfahren 
der friedlichen Sなeitbei1egung(von China ratifiziert)， a1e anderen betreffen das Kriegsrecht. 
18) China wurde Mitglied durch Unterzeichnung des Vertrages von St. G巴rmain(1920)， der wie 
der Versailler Vertrag die Volkerbundssatzung enthie!t. Chinesischer Text in Xie und Guo， S.294. 
19) Chinesisch: F 
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technik in China noch gar nicht existierteマ undden sich anschliesenden， 
dem Kriegsrecht ge1tenden Bemuhungen der Staaten aufgeschlossen gegen-
uberstand. China war also bereits zu Beginn dieses J ahrhunderts mit den 
Problemen einer normativen Beschrankung der五riegsfuhrungvertraut und 
forderte釦1Sinne einer idealen Auslegung der eigenen Kultur den Gedanken 
des Kriegs・undGewaltverbotes. Doch schon Sun Yat・senbeanspruchte f世
China eine Mission， angesichts der eine undifferenzierte Betrachtung des 
Gewa1tproblems als Selbstgerechtigkeit erscheinen muste. Sun schrieb加1
Jahre 1924: 
円Wennwir uns heute， da unsere Entwicklung noch nicht begonnen 
hat， verpflichten， den Schwachen zu helfen. .， werden wir uns in 
Zukunft， wenn wir stark geworden sind， der heute durch die Grofシ
machte erlittenen politischen und wirtschaft1ichen UnterdTUckung und 
Leiden erinnern， und wenn kunftig schwache und kleine Nationen 
so1chen Leiden ausgesetzt sind， werden wir diesen Imperialismus 
vernichten. Das wurde dann bedeuten，‘den Staat zu regieren und 
die We1t zu befrieden"'.22) 
n Determinanten der 
chinesischen Rechtsansicht 
1. 1m Vordergrund der die chinesischen Ansichten vom Kriegsrecht 
moglicherweise pragenden Leitmotive steht die chinesische Stel1ungsnahm色
zum ius ad bellum. Locus classicus der chinesischen Differenzierung von 
gerechtem und ungerechtem Krieg ist die folgende Stel1e aus einer Schrift 
Maos vom Dezember 1936: 
"Der Krieg， dieser Moloch， der die Menschen sich gegenseitig ab-
schlachten last， wird mit der Entwicklung der menschlichen Ge-
sellschaft letzten Endes aus der Welt geschafft werden， und zwar in 
nicht allzu ferner Zukunft. Es gibt aber nur ein Mittel zur Abschaf.“ 
fung des Krieges: 抵anmus den Krieg mit dem Krieg bekampfen， 
dem konterrevolutionaren Krieg den revolutionaren Krieg... dem 
22) Sun引 lSWahl，Leipzig (Reclam) 1974， S.314. 
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konterrevolutionaren Klassenkrieg den revolutionaren Klassenkrieg 
entgegensetzen. In der Geschichte gibt es nur zwei Arten von Kriegen: 
gerechte und ungerechte. Wir sind fur die gerechten Kriege und gegen 
die ungerechten. Alle konterrevolutionaren Kriege sind ungerecht， 
ale revolutionaren Kriege sind gerecht. Die Ara der KriegeおnLeben 
der Menschheit wird durch unsere Hande出rEnde finden， und 
zweifellos ist der五rieg，den wir jetzt f世立en，ein Teil des letzten 
Ringens. Ebenso steht auser Zweifel， da品derKrieg， dem wir uns 
gegenubersehen， einen Teil des grosten und erbarmungslosesten 
まriegesbi1den wird. Uns bedroht der groste und erbarmungsloseste 
aller ungerechten konterrevolutionren Kriege， und wenn wir nicht 
das Banner des gerechten Krieges. entfalten， wird der Grostei1 der 
Menschheit ins Unhei1 gesturzt werden. Das Banner des gerechten 
Krieges Chinas ist das Banne:r der Rettung Chinas. Der Krieg， den 
die uberwaltigende Mehrheit der Chinesen f1低立t，ist zweifellos ein 
gerechter Krieg， ist ein hochst erhabenes und ruhmreiches Werk zur 
Rettung der Menschheit und Chinas， istdie Brucke zu einer neuen 
λra der Weltgeschichte. Von dem Zeitpunkt an， da die menschliche 
Gesellschaft inihrer fortschreitenden Entwicklung zur Aufhebung der 
Klassen und des Staates gelangt， wird es auch keiner1ei Kriege mehr 
geben， weder konterrevolutionare noch revolutionare， weder unge-
rechte noch gerechte， und fur die Menschheit wird dann das Zeitalter 
des ewigen Friedens anbrechen. Wenn wir die Gesetze des revo幽
lutionaren Krieges studieren， so gehen wir von dem Bestreben aus， 
ale Kriege abzuschaffen， und das ist die Trennungslinie， die uns 
Kommunisten von allen Ausbeuterklassen scheidet“23) 
1m Gegensatz zu den sozialistischen Staaten Osteuropas wird in China 
an der -in ihrer加1 20. Jahrhundert von Lenin24) entwickelten Form 
23) Strategische Probleme des revolutionaren Krieges in China， in: Ausgew昼hlteWerke， Bd. 1， 
Peking 1968， S.213 f. Als Ziel des Krieges dessen Abschaffung zu bezeichnen， ist auch in der 
chinesischen Antike ublich gewesen， vgl. Ch巴ng，op. cit. (Anm. 8)， S.265. Das chinesische Zeichen ftir 
"Krieg“，，Kampf“(zhan) besteht aus den Elementen "dan“(einzeln， vereinzeln) und必e“(Speer)，
heist also etymologisch "die Waffen vereinzeln， isolieren， weglegen“. Vielleicht enthalt die chinesische 
Kriegszielbehauptung durch diese spezifische Semantik einen Sinn jenseits international ublicher 
Legitimationspropagand呈.
24) Zur Kriegstheorie Lenins， vgl. F.C. Schroder， Die Rechtmasigkeit des Krieges nach westlicher 
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-Lehre vom gerechten Krieg festgehalten25). Es bleibt somit bei der Auf-
fassung， das "in der Klassengesel1schaft Revolution und revolutionare Kriege 
unvermeidlich“26) sind， das "al1e Kriege， die dem Fortschritt dienen ge-
recht“und "al1e Kriege， die den Fortschritt behindern“ungerecht sind27). 
Durch Anbindung dieser Auffassungen an die Geschichtsphi1osophie des 
historischen Materialismus ist die Frage der Rechtfertigung eines Krieges 
nach sozio・okonomischenKriterien zu best泊lmen. Urheber eines Krieges 
-Angreifer， Aggressor -ist stets der Reprasentant der durch die notwendige 
historische Progression tendenziel1 bereits uberwundenen sozialokonomi-
schen Formation， inunserer Zeit Kapitalismus und Imperialismus. Die von 
dieser Seite unterdruckten Vo比erverteidigen sich担 einemgerechten Krieg， 
Art. 2 IV der UN-Satzung wird nicht tangiert. Folgerichtig konnen der Krieg 
und seine Schrecken nur klassenspezifisch， keinesfalls allein auf Grund 
("sog.“) humanitarer Auffassungen betrachtet werden. Dem grundsatzlich 
bejahten Gewaltverbot wird als Ausnahme das Selbstverteidigungsrecht auch 
von nationalen Befreiungsbewegungen und deren Unterstutzung als rechtlich 
erlaubte Nothi1fe gegenubergesteUt2S). 1965 definierte ein chinesischer 
Autor: "Nationale Befreiungskriege sind Kriege der nationalen Verteidigung， 
die von Staaten oder Nationen unter kolonialer oder halbkolonialer Herr-
schaft zur Wahrung ihrer eigenen Souveranitat， Unabhangigkeit， Einheit 
und territorialen Integritat und zum Widerstand gegen die Plunderung und 
bewaffnete Aggression auslandischer Kolonialisten durchgefuhrt werden. 
und sowjetischer Volkerrechtsauffassung， in: R. Maurach und B. Meissner (HrsgよVolkerrecht泊 Ost
und West， Stuttgart etc. 1967， S.183 ff. Die Sowjetunion ist unter Stalin， dann verst泣ktunter 
Chruschtschow (20. Parteitag der KPSU) (1956) von der Leninschen Kriegstheorie abgeruckt; dazu 
Schroder， S.191 f. 
25) Entsprechende Bezugsnahmen sind haufig; vgl. z.B. Su Yu (Mitglied des standigen Ausschusses 
der Mi1itarkommission be泊1ZK der KP Chinas)， Groser Sieg der Linie des Vorsitzenden Mao Iur die 
Kriegsfuhrung， in: PR 1977/Nr. 34， S.6; Qiao Guanhua (damals Leiter der chinesischen UN Delega‘ 
tion)， in: PR1972/Nr. 41， S.10; Massenkritikgruppe der militarisch-politischen Akademie， An der 
marxistischen Auffassung vom Kri巴'gfesthalten und Lin Biaos revisionistische Auffassungen vom 
Krieg kritisieren， inPR 1975/Nr. 8， S.5 f. 
26) Mao Zi-dong， Uber den Widerspruch (August 1937)， in: Ausgewahlte Werke Bd. 1， Peking 
1968， S.403. 
27) Ders吋むberden langwierigen Krieg (Mai 1938)， ibid. Bd. 2， Peking 1968， S.174. 
28) Es ist zweifelhaft， ob diese Ausnahme der Satzung der Vereinten Nationen entspricht. Nach 
Art. 51 sind die Selbstverteidigungsrecht巴nur S t a a t e n zugeordnet， nicht aber Aufstandischen. 
Demgegenuber stellten China und andere Staaten， darunter Algerien， UdSSR und Jugoslawien， ange-
sichts des Art. 7 der am 14. 12. 1974 von UN Generalversammlung aufg邑nommenenAggressions-
definition fest，“that this article recognized that the armed struggle of people under colonial and 
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Somit sind sie Anti-Aggression und gerechte Kriege und entsprechen voll 
und ganz dem moderen Volkerrecht“29) Entsprechend hei脱出泊 der
chinesischen Regierungserklarung vom 29. 10. 1971 vier Tage nach dem 
chinesischen Reprasentationswechsel in den Vereinten Nationen: “Ag-
gression und Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Lander 
sind mit der UNO-Charta unvereinbar. Die Regierung der Volksrepublik 
China und das chinesische Volk treten stets gegen die Aggressions-und 
Kriegspolitik des Imperislismus auf und unterstutzen die unterjochten Natio-
nen und unterdruckten Volker in deren gerechtem Kampf fur nationale 
Befreiung， gegen fremde Einmischung， fur die Herrschaft uber ihre eigenen 
Geschicke. . .“30) Konkreter auserte sich dann der Leiter der chinesischen 
Delegation fur die 27. Tegung der UNO・Vollversammlung，Qiao Guanhua， 
der am 3. Oktober 1972 erklarte: "Der Gewaltverzicht in intemationalen 
Beziehungen ist nur unter bestimmten Bedingungen mδglich， keineswegs 
aber bedingungslos. Die Bedingungen sind: durch gegenseitige Achtung 
von Souveranitat und territorialer Integritat， gegenseitigen Nichtangriff， 
gegenseitige Nichteinmischung in innere Angelegenheiten， Gleichberechti-
gung und gegenseitigen Nutzen die friedliche Koexistenz zu verwirklichen. 
Wi1l man dies erreichen， mus man die Aggressions-und Expansionspolitik 
jeglicher imperialistischer Krafte bekampfen叫 1) Der Kampf in Angola 
machte deut1ich， das China nurおnFal1e des Befreiungskrieges eine mi1itari-
sche Unterstutzung Dritter fur gerechtfertigt erachtet; schlagt der Befreiungs-
krieg in einen Burgerkrieg um， so ist ein so1ches mi1itarisches Engagement 
racist regimes or other forms of alien domination for self-determination， feedom and independence 
was an instance of the legal use of force". Sie fugten h泊zu，das“withthat principle established. . . art.
7 set out the corollary that any State had the right or even the duty to provide support of al kinds 
to ensure the exercise of that right円. Andere Staaten bes仕itteneine derartige in Art. 7 angelegte 
Konsequenz; vgl.τbe Question of Defining Aggression，加 Yearbookof the United Nations， 1974， 
S. 845. -Zu den Bestrebungen， uber Art. 51 durch Schaffung eines Sondertatbestandes der erlaubten 
Gewalt 'hinauszugehen， vgl. E. Klein， Nationale Befreiungskampfe und Dekolonisierungspolitik der 
Vereinten Nationen: Zu einigen volkerrechtlichen Tendenzen， in: Za凸RVBd. 36 (1976)， S.618， 
646 f. 
29) Fu Zhu， Rusks " Volkerrecht“vermag die Aggressionsverbrechen der amerikanischen 1m暢
perialisten gegen Vietnarn nicht zu verhullen， in: ZFYJ 1965川r. 2， S.10 (englisch in: Cohen/ 
Chiu， S.1490). Der Autor fahrt fort: "Der nationale Befreiungskrieg in Vietnarn verletzt nicht 
das Volkerrecht， erist加 Gegenteilein wicht抱erBeitrag zur Wahrung und zur Entwicklung des 
Volkerrechts“. 
30) PR 1971/Nr. 44， S. 6. 
31) PR 1971/Nr. 41， S.10. 
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volkerechtswidrig32) . 
Damit ist die. Rolle des Begriffs der Aggression (q加lue)als definiens 
fur die chinesische Auspragung des ius ad bellum deutlich geworden. In den 
funfziger Jahren unterstutzten chinesische Autoren die entsprechenden 
sowjetischen Bemuhungen. “Since aggression is the most heinous crime of 
Wぽ"， stellte Shen J unru fest，“the definition of ggression must be c1early 
laid down血 Iaw;otherwise the big imperia1ists may instigate their satellits 
and use their ‘voting machine' to brand others as aggressors at will"33). 
Ende der sechziger Jahre heist es dann unter dem Eindruck der sowjetischen 
Theorie von der "beschrankten Souveranitat“und der bewaffneten Aus-
einandersetzungen um die Ussuri-Insel ZhenbaojDamanski， das die Sowjet-
union "eine Menge Worte auf白re‘Definitionder Aggression' verschwende“. 
Der UdSSR ginge es dabei um die Schaffung der ，'theoretischen' Grundlage 
fur die kolonialistische Expansion aller Imperialisten"， und zwar dadurch， 
das die Anwendung von Gewalt gegen Staaten desselben Gesellschafts-
systems nicht als Aggression bezeichnet wurde34). Als Ende November 
1973 der Rechtsausschus der UNO・Vollversammlungdie langjahrigen， 
insbesondere von der Sowjetunion betriebenen35)， Beratungen uber eine 
Aggressionsdefinition dadurch beendete， das er einen der 29. UN醐Vollver-
sammlung vorzulegenden Resolutionsentwurf annahm， beteiligte sich der 
chinesische Delegierte nicht an der Abstimmung. In einer erlauternden 
Stel1ungsnahme wies er darauf hin36)， das jedes Bem世間n"Aggression“zu 
definieren von der Tatsache der Verursachung von Aggression durch des 
"Ringen um Welthegemonie“auszugehen habe. Die entscheidenden Satze 
seien zitiert: 
32) Vgl. G. Kaminski， Neue Aspekte der chinesischen Haltung zum Gewaltverbot， in: China-
Report (Wien) Nr. 26/1975-26/1976， S.26. 
33) Shen Jumu， On the Indictment and Punishment of War Crimina1s，包 PCvom 16. 9. 1951 
(Cohen/Chiu， S.1473 fふ 1mFebruar 1951 war泊 derGeneralversamm1ung die Resolution ergangen， 
die China im Zusammenhand mit seiner Beteiligung am Korea-Krieg der Aggression beschuldigt hatte; 
vgl. den Text in: Cohen/Chiu， S.1474. 
34) Wang Dschau-tsai刊TangZhaozai)， Was steckt hinter der sowjetrevisionistischen“Definition 
der Aggression"， in:PR 1969/Nr. 22， S.16. 
35) Vgl. zuletzt L. Schultz， Die Definition des Aggressionsb巴griffsder Vereinten Nationen und die 
so珂etischeVolkerrechtslehre， in: Osteuroparecht 23. Jg.(1977)， 1 f. und die scharfe -unter dem 
Eindruck des Grenzkonflikts mit der Sowjetunion stehende -Kritik der Chinesen in PR 1969/Nr. 22， 
S. 16 f. 
36) PR 1 973/Nr. 49， S.9 f.
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"In bezug auf die Frage der Aggression oder der Opfer der Aggression 
sind wir der Ansicht， das naturHch jedes Land， das als erstes Streit-
krafte zur Ver1etzung der Souveranitat， Unabhangigkeit und terri-
torialen Integritat anderer Lander einsetzt， das Verbrechen der 
Aggression begangen hat37}， und da品 einsolches Verbrechen der 
Aggression international aufs scharfste verurtei1t und geahndet werden 
mus， Gleichzeitig haben die Volker der verschiedenen Lander das 
Recht， gehei1igte Kriege der nationalen Befreiung und revolutionare 
Kriege der Selbstverteidigung zu fuhren. Man darf Aggressionskriege 
und Kriege dagegen -also zwei dem Wesen nach verschiedene Arten 
von Kriegen -nicht in einen Topf werfen. Wie zwischen Akten der 
Aggression und dem Opfer der Aggression unterschieden und uber 
sie geurtei1t werden sol1， ist keine Frage von abstrakten juristischen 
Begriffen， sondern eine Frage der AnerkeIinung von objektiven 
Tatsachen. Solange man die objektiven Tatsachen respektiert， ist 
es sehr leicht zu. entscheiden， wer der Aggressor und wer das Opfer 
der Aggression ist. Die Supermachte versuchen， abstrakte juristische 
Begriffe zu benutzen， um ihre Entstellung der objektiven Tatsachen 
zu rechtfertigen“. 
Abzulehnen seien auch die Bestrebungen der Supermachte， weiterhin den 
Sicherheitsrat uber die Frage， ob eine gegebene Aktion eine Aggression 
darstelle， befinden zu lassen， um sich so in die Lage zu versetzen， ihrerseits 
Aggressionen zu begehen und sich einer Bestrafung durch ein Veto zu 
entziehen. Die Entscheidung uber das Vorliegen einer Aggression sol1te 
vielmehr von allen UN Mitgliedsstaaten "auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung und gestutzt auf die objektiven Tatsachen“getroffen werden. 
Folgerichtig druckte der chinesische Delegierte in der Aussprache der 
Generalversammlung uber den Resolutionsentwurf am 14. 12. 1974 seine 
“serious doubts as to the usefulness of the definition" aus， behinderte aber 
nicht die Annahme der Resolution. 
Als Zwischenergebnis kann festgeha1ten werden， das die chinesische Auシ
pragung des ius ad be11um fur das Kriegsrecht (ius担 be11o)die Berucksichti-
gung einer doppe1ten Aufgabe bedeutet: die der Linderung des Leidens des 
Krieges und der Forderung der gerechten Kriegsfuhrunden， der Kampfer 
37} Vgl. The Question of Defining Aggression， in: Year-book of the UnitedNations， 1974， 
S. 840 f. 
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gegen Aggressionskriege. 
2. In engem Zusammenhang mit der chinesischen Lehre von der Recht-
masigkeit des Krieges steht die Mao 'sche Theorie vom Volkskrieg38)， 
gleichsam die spezifisch chinesische militar-theoretische Realisation der 
chinesischen Auspragung des ius ad bellum. Volkskrieg ist ex definitione 
gerechter Krieg. Seine Durchfuhrung erfordert ob des ungleichen Starke-
verha1tnisses e加 spezifischesKonzept: Strategie und Taktik der Guerilla39). 
Wichtigstes Kriterium dieser Kriegsfuhrungsmethode besteht担 demPostulat 
der Beteiligung der gesamten Bevolkerung， ob Truppe oder Zivilisten， 
am Kampf， so das der Feind "白1Meer des Volkes ertr血kt“. Politisch-
ideologische Rustung der Kombattanten gi1t als wirkungsvol1er als die 
beste Bewaffnung. Es sind die mit hohem politischen Bewu品tsein，mit 
"emanzipatorischer班ission“(Weggel)gewappneten Volksmassen， die den 
Sieg garantieren， nicht "Bomber， Maschinengewehr， Ferngeschutz und 
G江tgas‘， diese "Weiterentwicklungen des Speeres“40) Fur das sich weit-
gehend am Vorbi1d der klassischen五riegsfuhrungorientierende Kriegs-
recht und seine Anwendung haben Theorie und Praxis des Volkskrieges 
erhebliche Konsequenzen. So ist etwa davon auszugehen， da品dieklassische 
Unterscheidung von Kombattanten und Zivilisten fragwurdig wird und eine 
professionelle Armee wegen ihrer besseren Unterrichtung auch in kriegs-
rechtlichen Fragen und ihrer besseren Ausrustung eher in der Lage se担
wird， Kriegsgefangene gemas dem Volkerrecht zu behandeln. 
3. Es verwundert nicht， das fur Chinas kriegsrechtliche Positionen auch 
der Souveranitatsgrundsatz determinierend wirkt. Lastet ein auserst weiter 
Souveranitatsbegriff auf allen volkerrechtlichen Konzepten Chinas， somacht 
38) FUI den Kampf der chinesischen Kommunisten in den Militarschriften Maos insbesondere 
der dreisiger Jahre entwickelt (vgl. Selected Military Writings of Mao Tse-Tung， Peking 1968) und 
durch Lin Biaos“Lange lebe der Sieg des Volkskrieges" (Sept. 1965) auf die internationale Ebene 
ausgedehnt. 
39) Zu den militarischen Konzeptionen vgL O. Weggel， M巡z，Wehrverfassung und Volkskriegs-
denken in der Volksrepublik China， Bopp釘d1977， S.20 f. 
40) Mao， zitiert bei Weggel， op. cit.， S.27. -Zum Extrem ausformuliert wurde die Ansicht unter 
dem Einflus kultur-revolutionaren Voluntarismus. Vgl. z.B. Feng Tjuan叩 in(Feng Quanmin)， Die 
mit den Maotsetungideen gewappneten Menschen sind die groste Kampfkraft， in: PR 1969fNr. 
33， S.15 f. 
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sich dies im Kriegsrecht， das -ahnlich dem Schutz der Menschenrechte -
angesichts der Vielzah1 nicht internationaler bewaffneter Konflikte erst im 
Durchbrechen des Souveranitatsdogmas seine humanitare Wirksamkeit 
entfaltet， besonders bemerkbar. 
4. Als weiterer， die chinesische Ansicht vom五riegsrechtund dessen 
Durchfuhrung determinierender Faktor ist der in innerstaatlichen Rahmen 
sich uber Jahrhunderte gebildete chinesische Begriff von Recht， Gesetz und 
Gerechtigkeit zu erw討men. Die Chinesen haben zu keiner Zeit das Gesetz 
als Medium der Garantie individueller Rechte gegenuber staatlicher Macht 
und Gerechtigkeit， nicht als Realisation einer staatlich gesetzten Normenord-
nung begriffen. Das gesetzte Recht diente als Zwang (Strafrecht) oder als 
Vehikel der Burokratie (Verwaltungsrecht). Die maoistische Ideologie 
kommt diesen traditionel1en Strukturen entgegen. Sie "teilt mit den 
Konfuzianern von gestern die Ansicht， das das Recht weder eine notwendige 
noch eine normale Basis fur eine gutgeordnete GeseUschaft bi1det“41). Auch 
heute steht esおnDienste sozio・moralischerWerte， betont so zwangslaufig 
seine Disziplinierungs-und Leitungsfunktion. Seine Bedeutung fur die 
Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft scheint gering， fur das lndividuum 
noch geringer zu sein. Kodifikationen sind ebenso unbekannt wie nicht 
primar-burokratische juristische Berufe. Eine derart nicht formalisierte 
innerstaat1iche Rechtsku1tur mus dann mit den Anforderungen des volker-
recht1ichen Kriegsrecht in Konflikt geraten， wenn das Volkerrecht jedenfalls 
ein Mindestmas formal-rechtsstaat1icher Strukturen innerstaat1ich voraus-
setzt， wie die etwa bei dem (11.) Genfer Abkommen vom August 1949 uber 
die Behandlung der Kriegsgefangenen der Fall ist. Auch mag in einem 
Staat， in dem Rechtserziehung kaum bekannt ist， die Unterweisung der 
Kombattanten in den Regeln des Kriegsrechts -die erste Voraussetzung 
se加erBefolgung -vernachlassigt werden.瓦orovinhatte die darin liegende 
Auf匡abedes Staates sehr ernst genommen， als er betonte， das "fur uns 
Juristen Sowjetruslands“die recht1iche Erziehung der roten Armee "nicht 
gleichgultig sein (kann)“42) Die chinesische Bewertung eines formalen 
41) 80 E. J .M. Kroker， Rite， Gesetz und Recht (Grundlagen der Rechtsordnung im alten China)， 
in: Osterreichische Zeitschrift fi註offentlichesRecht 1969， S.95 f. 
42) E.A. Korovin， Das Volkerrecht der ubergangszeit， deutsche Ubersetzung der 2. Auflage， 
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Rechtssystems mag dazu beitragen， das sich China vor einer ，juristischen“ 
Losung der durch Krieg verursachten Leiden weniger verspricht als Nationen， 
die dem Recht einen hoheren Stellenwert einzuraumen gewohnt sind. 
Andererseits ist den chinesischen Kommunisten die Notwendigkeit zur 
Aufrechterhaltung der Truppendisziplin - wenn auch untechnisch weit 
gefa品te-Regelnmateriell kriegsrechtlichen Inhalts aufzustellen43)， durchaus 
gelaufig. So lautete der letzte der "Acht Punkte zur BeachtungぺdieMao 
Zidong wahrend des zweiten revolutionaren Burgerkrieges (1928-36) als 
Verhaltensregel aufgestel1t hatte: "Mishandle keine Gefangenen“ Die 
sieben anderen Vorschriften hatten den Schutz von Zivilpersonen zum 
Gegenstand44). 1m Korea長riegwurden gem総 chinesischenAngaben bei 
Vorschlag eines Mitglieds der Chinesischeri "Freiwilligen“zur Ordensverlei-
hung berucksichtigt， ob der Vorgeschlagene Kriegsgefangene gem泌 der
Politik von “leniency， based on humanitarianism" behandelt hat. Denn: 
“this is regarded as much a part of his war conduct as heroism on the field 
of battle "45) 
II Die Rechtslage: China und das ius in bello 
Unter Kriegsrecht加1eigentlichen Sinne (dem ius泊 bello)"sind die-
jenigen rechtlichen Beschrankungen zu verstehen， die das Volkerrecht 
den Kriegfuhrenden auferlegt hinsicht1ich der Anwendung der Mittel zur 
Uberwindung， zur Besiegung， zur Uberwaltigung， zur Wehrlosmachung des 
Gegners， die das eigent1iche Ziel des Krieges bildet“46) 
Berlin 1929， S.113. 
43) Solche Disziplinarordungen stellen nach F. Berber "die fr討lestenKodifizierungen des Kriegs-
rechts“d紅， op. cit. S. 230 f. Sie sind auch aus der chinesischen Rechtsgeschichte詰berliefert;vgl. 
den Kodex der kriegerischen Yuan (Mongolen)-Dynastie: Da-Yuan Tong-Zhi， 7.Kapitel: M泌tar-
gesetze (entha1ten訟 derin Anm. 5 genannten Sammlung chinesischer Kodices， S.291). 
44) Vgl. Instruktion des Oberkommandos der chinesischen Volksbefreiungsarmee uber die erneute 
Bekanntgabe der Drei Hauptregeln der Disziplin und der Acht Punkte zur Beachtung vom 10. 10. 
1974， in: Mao Zidong， Ausgew滋lteWerke， Bd. IV， Peking 1969， S.159 f. -Dazu auch E. Snow， 
Roter Stern uber China， (deutsch) Frankfurt{Main， 1970， S.217. 
45) Vgl. Wang Yenhin， How we treat the P.O.W.'s， in: PC vom 16. 12. 1951 (in Cohen{Chiu， S.
1525 f.). 
46) F. Berber， op. cit.， S.61. 
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1. Rechtsquel1en 
a) Um die Bindung Chinas an das Kriegsrecht zu verdeutlichen， ist 
zuerst festzustel1en， we1che kriegsrechtlichen Abkommen die VR China 
als fur sich verbindlich ansieht. Die chinesische Regierung hat von jeher 
den Standpunkt vertreten， das die Frage der Verbindlichkeit der von einer 
fruheren Regierung geschlossenen Vertrage nicht al1gemein， sondern nur 
von Fal1 zu Fall beantwortet werden konne. Art. 55 des "Al1gemeinen 
Programm des Politischen Volkskonsultativrates Chinas“vom 29.9.1949 
lautet: 
円DieZentrale Volksregierung der Chinesischen Volksrepublik sol1 
al1e Vertrage und Abkommen， die die Kuomintang槍Regierungmit 
auslandischen Regierungen abgeschlossen hat， prufen und ihrem 
Inhalt entsprechend einzeln anerkennen， au託leben，andern oder 
erneuern“47) 
Zwar ist泊 dieserBestimmung nur von der Guomindang-Regierung， also der 
unmittelbaren Vorgangerin der Volksregierung， die Rede; man darf aber 
unterstellen， das dieselbe Haltung auch gegenuber den Vertragen anderer 
vorrevolutionarer Regierungen， also denen der fruheren Republik und der 
Monarchie， eingenommen wird48). Bezuglich der von der kaiserlichen wie 
der Regierungen der fruhen chinesischen Republik unterzeichneten und 
ratifizierten Haager Konventionen und Deklarationen ist keiner1ei Auserung 
der Volksrepublik bekannt. In der chinesischen Volkerrechtslehre sowie in 
Stellungsnahmen zu bestimmten politischen Weltereignissen wird das Haager 
Vertragswerk， insbesondere die Haager Landkriegsordnung， manchmal 
erwahnt49); aus diesen Auserungen 1泌tsich aber nichts uber die Frage des 
Verhaltnisses Chinas zur Haager LKO entnehmen. Ebensowenig ergibt sich 
ein Anhaltspunkt aus den Dokumenten des Tokyoer Kriegsverbrecherpro-
zesses. Insbesondere last sich fur das derzeitige Verhaltnis Chinas zu den 
47) Deutscher Text in: E. Tomson， J.-H. Su， Regierung und Verwa1tung der Volksrepublik 
China， Ko!n 1972， S.333 (ubersetzt von K. Bunger). 
48) Vgl. Hungdah Chiu， The People's Republic of China and the Law of Treati巴s，Cambridgef 
Mass. 1972， S.93. 
49) Vgl. z.B. Zhu Lishun， Die Anwendung von Atom-und Wasserstoffwaffen ist die ernsthafteste 
kr治山leleHandlung der Verletzung des Volkerrechts， in: ZFYJ 1955， Nr. 3， S.31 f. (englisch in: 
COhen/Chiu， S.1501 f.) 
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Haager Abkommen nichts aus der Tatsache ab1eiten， da品dieAnk1agen gegen 
japanische Kriegsverbrecher auch auf Verletzungen verschiedener Haager 
Konventionen gestutzt wurden und das ein chinesischer Richter an dem 
Verfahren teilnahm. Mei Ruao， so der Name des chinesischen Richtt:{rs， 
b1ieb nach Grundung der Vo1ksrepub1ik China zwar auf dem Fest1and， 
war. aber zur Zeit der Innehabung des Richteramtes in Tokyo amtierender 
Vorsitzender des Komitees fur auswartige Ange1egenheiten des Legis-
1ativyuan der Repub1ik China50). Ein Hinweis auf die Haager Konvention 
ist auch nicht entha1ten加 der"Entscheidung des Standigen玄omiteedes 
Nationa1en Vo1kskongresses der VR China betreffend die Behand1ung 
japanischer Kriegsverbrecher， die sich seit dem japanischen Aggressionskrieg 
gegen China担 (chinesischem)Gewahrsam befinden“vom 15. Apri1 1956. 
In der Praambe1 hei品tes al1gemein， das "die sich jetzt in chinesischer Haft 
befindlichen japanischen Kriegsverbrecher w剖rrenddes japanischen Aggres-
sionskrieges gegen China加 flagranterWeise Normen des Vo1kerrechts und 
humanitare Prinzipien (guojifa zhunze he rendao yuanze) verletzt“haben51) 
Diese1ben al1gemeinen Wendungen， verbunden mit verschiedenen Satzen 
des internationa1en Strafrechts， enthie1ten die in Ausfuhrung obiger Entschei-
dung erhobenen Anklagen vor chinesischen Gerichten52). Die insbesondere 
einsch1agige Haager Konvention (rv) uber die Gesetze und Brauche des 
Krieges findet keine Erw討mung.Dies 1ast vermuten， da品Chinadie Haager 
LKO a1s Dek1aration praexistenten Vo1kergewohnheitsrechts ansieht und 
eine Stel1ungsnahme entsprechend Art. 55 des Allgemeinen Programms 
fur nicht re1evant ha1t53). -Bezuglich des "Protokol1s betreffend das Verbot 
der Anwendung von Giftgasen und bakterio1ogischen Mitte1n“von 1925 
ist der “Ausenminister der Zentra1en Vo1ksregierung der Vo1ksprepublik 
China am 13.7..1952 ermachtigt worden， fo1gende Erk1arung abzugeben: 
50) Vgl. Departrnent of State， Trial of Japanese War Crirninals， List of Judges for the Inter-
national Mi1tary Tribunal， Washington， D.C. 1946. 
51) FGHB 3. Bd.， S.176 f. 
52) Vgl. J. Ch. Hsiung，工.awand Policy in China's Foreign Relations， New York und London 
1972， S.91-94. 
53) Zhu Lisun fuhrte op. cit. (Anrn. 47) nach Hinweis u.a. auf verschiedene S証tzedes Haager 
Rechts aus: "Es ist darauf hinzuweisen， das diese Norrn nicht nur in Vertr匂enkodifizierte 
Vertragsnorrnen sind， sondern auch a廷eStaaten bindende(s) Gewohnheit(srecht) und allgernein 
anerkannte Prinzipien dωV凸Ikerrechtss泊d“.
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Die Zentrale Volksregierung der Volksrepublik China hat auf Grund 
der Bestimmungen des Artikels 55 des "Gemeinsamen Programms 
der Po1itischen Konsultativkonferenz"， wonach...， das in Genf am 
17丘1925 abgeschlossene 'Protokoll uber...'， dem auch China 
nament1ich am 7.8.1929 beitrat， bereits einer Prufung unterzogen und 
festgestellt， das dieses Protokoll zur Festigung des internationalen 
Friedens und der Sicherheit von Nutzen ist und fernerhin den Prinzipi嶋
en der Humanitat entspricht， und hat daher beschlossen， esanzuer 
kennen und nach dem Grundsatz， das ale Lander gemeinsam dieses 
Protokol1 einha1ten， fur seine genaue Ausfuhrung Sorge zu tragen"S4). 
Die vier Genfer Rotkreuz-Konventionen vom 12.8.1949 waren von der 
Republik China， die an der diplomatischen Konferenz tei1genommen hatte， 
unterzeichnetS)， aber nie ratifiziert worden. Wahrend des Korea-Krieges 
erklarte Ausenminister Zhou Enlai in ubereinstimmung mit Art. 55 des 
Gemeinsamen Programms， da品 diechinesische Regierung den Inha1t der 
Genfer Konventionen zum Schutz der Kriegsopfer als“basically con-
ductive to a lasting peace amongst al nations" und “in conformity with 
humanitarian principles" betrachte und sich deshalb entschlossen habe 
“to recognize them"S6). Es dauerte dann bis zum 5. November 1956， 
das der Standige Ausschus des Nationalen Volkskongresses die vier mit 
gewissen， schon泊 derErklarung von 1952 entha1tenen， .Reservationen 
ratifizierte， um am 28. Juni 1957 fur China in Kraft zu tretenS7). 
54) V釘 trageder VR China mit anderen 8taaten， Bd. XII/4 der 8chriften des Instituts fur Asien・
kunde註1Hamburg， Wiesbaden 1968，8.605. 
55) Vgl. UNT8 Bd. 75 (1950)，8.71，125，245，396. 
56) PC vom 1.8.1952 (bei CohenjChiu 8.1123). 
57) 8iehe "Bekanntmachung uber den Geltungsbereich der vier Genfer Rotkreuz-Abkommen 
(Inkrafttreten fur die Volksrepublik China)“， BGBl. 1957， H， 8.37 f. 
Die Vorbehalte betreffen die jeweiligen Art. 10 der Konventionen I-II und Art. 11 der Konvention 
IV， die sich ale auf die Ubertragung von Aufgaben der 8chutzmachte auf eine "Organisation， die 
alle Garantie fur Unparteilichkeit und Wirksamkeit bietet“beziehen. Wie auch die meisten osteuro-
p量ischensozialistischen 8taaten (vgl. VorbehaIte bei der Unterzeichnung der Genfer Abkommen vom 
12. August 1949 zum 8chutz der Kriegsopfer sowie bei der Hinterlegung der Ratifikationsurkunden， 
BGBI. 19~4 ， 1， 8.987) so stellte auch China fest， das ein Ersuchen gem泌 dieserArtikel nur dann 
aIs gultig anerkannt wird， "wenn die Zustimmung der Reg~巴rungdesjenigen 8t鎚 ten，dessen 8t鎚 ts叩 1ge-
hるrigedie geschutzten Personen sind， eing巴holtworden ist". 
Zum I. Genfer Abkommen aber die Behandlung dei Kriegsgefangenen wird der weitere Vorbehalt 
gemacht， das China "hinsichtlich Art. 12 daran festhalt， das der ursprungliche Gewahrsamsstaat， der 
einer anderen Macht， die Vertragspartei dieses Abkommens ist， Kriegsgefangene ubergeben hat， 
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Nicht beigetreten ist die VR China der Konvention uber die Verhutung 
und Bestrafung des Volkermordes vom 9.12.194858) und dem Haager 
Abkommen fur den Schutz von Kulturguter bei bewaffneten Konflikten vom 
14.5.1954. 
b) Es bleibt zu prufen， inwieweit fur China auf Volkergewohnheitsrecht 
beruhende Bindungen bestehen. Kann man bezug1ich der Haager LKO 
davon ausgehen， das sie in China als Kodifikation vorher schon vorhandenen 
Gewohnheitsrechts betrachtet wird und daher auch ohne Erklarung gem. 
Art. 55 des Gemeinsamen Programms Bindung entfa1tet59)， so sol1 die 
Frage volkergewohnheitsrecht1icher Bindung fur die oben zuletzt genannten， 
vonder VR China nicht ratifizierten， Abkommen untersucht werden. In 
se泊er“AdvisoryOpinion Concerning Reservations to the Convention on 
the Prevention and Punishment of the Crime of Genocide，60) stellte der 
Internationale Gerichtshof fest， das“the principle underlying the Conven-
tion are principles which are recognized by civi1ized nationsas binding on 
States， even without any conventional ob1igation吋 1) Dies wird in der 
chinesischen Volkerrechtslehre nicht bestritten， wenn auch dem gesamten 
Volkermordkonzept -ebenso wie dei den Menschenrechten -der westlichen 
Volkerrechtslehre der Vorwurf zur Be丑tilfestaat1icher Intervention gemacht 
wird. Zwar hatten die west1ichen Staaten die Volkermordkonvention 
"zogernd“unterzeichnet (aber auch die UdSSR und ale osteuropaischen 
sozia1istischen Staaten sind beigetreten) ， sie hatten aber "einiges 
dadurch von seiner Verantwortlichkeit fur die Anwendung des Abkommens so lange nicht be合eitist， 
als derartige Kriegsgefangene im Gewahrsam der Macht sind， die sie aufgenommen hat" (Derselbe 
Vorbehalt betrifft Art. 45 des IV. Abkommens). Und "bezuglich Artikel 85 ist die Volksrepublik 
China hinsichtlich der Behandlung von Kriegsgefangenen， die auf Grund von Rechtsvorschriften des 
GewahrsamsstaatesおnEinklang mit den in den Prozessen wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit von den internationalen Militむgerichten泊 Nurnbergund Tokyo festgelegten 
Grunds亘tzenfur schuldig befunden wurden， nicht an diesen Artikeln gebunden“. 
Ratifikation und Vorbehalte zum !v. Genfer Abkommen stehen unter dem Vorspruch: "Wenn邑.uch
das Genfer Abkommen zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten . . . nicht fur Zivilpersonen 
auserhalb der vom Feinde besetzten Gebiete gilt und dernnach den humanitaren Erfordernissen nicht 
vollig gerecht wird， wird festgestellt， das es mit den Interessen des Schutzes von Zivilpersonen im 
besetzten Gebiet und in gewissen anderen F滋1巴nin Einklang steht . . “.
58) RatifIkation durch die Republik China am 17.10.1951， vgl. BGBI. 1955， 1， S.210. 
59) So auch J.α1. Hsiung， op. cit.， S.92 f. 
60) International Court uf Justice， Reports of Judgements， Advising Opinions and Orders， 1951， 
S.15-69. 
61) Ibid. S. 23 (12). 
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von ihnen selbst加 dieKonvention geschmuggelt“ So komme in der 
Konvention nicht nur der Klassenursprung des Volkermordes nicht zum 
Ausdruck， es sei auch keiner1ei strafrechtliche Verantwortung fur die 
Propagierung von Vo注目mordvorgesehen 62) • 
Eine gewohnheitsrechtliche Bindung besteht auch bezuglich des Schutzes 
von Kulturgutern担 bewaffnetenKonflikten. Die diesbezuglichen Normen 
“do not exist to satisfy the needs of the individual states but the higher 
interest of the whole international community吋 3)，gehoren also zum ius 
cogens， dessen Ver1etzung nicht nur i1legale Akte setzt， sondern "malum担
se“64) bedeutet. Die Bindung an das in der Konvention kodifizierte Recht 
erfolgt also uber den Weg der Bindung an praexistentes volkerrechtliches 
Gewohnheitsrecht6S) •
2. Systematik 
We1che Ansichten werden in der chinesischen Volkerrechtslehre zu 
verschiedenen Sachbereichen des ius in bello vertreten? Von der Existenz 
umfassenderer Darstellungen， weder als Bestandtei1 eines volkerrechtlichen 
Lehrbuches66)， noch in monographischer Form， istbisher nichts bekannt ge-
worden. Wie担 denmeisten anderen Bereichen der Volkerrechtslehre， so
sind die Anschauungen chinesischer A utoren auch fur das Kriegsrecht aus 
62) Qian Sik， Kritik der Ansichten burgerlich巴rVo1kerrechtler uber die Bevo1kerungsfrage， in: 
Guoji-wenti yanjiu， 1960jNr. 5， S.43 (englisch bei CohenjChiu S. 609). -Die VR China ist ubrigens 
auch nicht der am 30.11.1973 von der UNO-Generalversammlung angenommenen und am 18.7.1976 
in Kraft getretenen International Convention on the Suppression and Punishment of the Crime of 
Apartheid beigetreten. 
63) A. Verdross， Jus Dispositivum and Jus Cogens in International Law， in:AJIL Bd. 60 (1966)， 
S. 55， 58. 
64) So G. Fitzmaurice， The General Principle of Internationa1 Law Considered from the Stand-
point of the Rules of Law， Recueil des Cours， Bd. 92 (1957)， S.120. 
65) Der chinesischen Vo1kerrechtslehre ist auch der andere Weg der Entfaltung von Bindungen 
an in einer Konvention entha1tenes Recht ohne Beitritt zu dieser Konvention bekannt: die Moglichkeit 
der Entstehung von Vo1kergewohnheitsrecht aus Vertragsrecht; vgl. etwa die Argumentation bezuglich 
der Bindung der USA an das Genfer Protokoll betreffend das Verbot der Anwendung von Giftgasen 
und bakteriologischen Mitteln vpn 1925 in Shen Junrus Report on Germ W紅 atInternational 
Association of Demoαatic Lawyers Council Meeting， in: SCMP Nr. 325， 29.4.1952 (CohenjChiu， 
S. 1511) und Fu Zhu， American Imperialism's Use of Poisonous Gas in South Vietham is a War Cr加le
泊 FlagrantViolation of Internationa1 Lsw， in: RMRB vom 3.4.1965 (巴nglischin CohenjChiu， 
S. 1512ff.) 
66) Chinesische Lehrbucher sind bislang nur vor 1949 und seither in Taiwan erschienen; sie 
enthalten durchweg ein kriegsrechtliches Kapitel. 
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eher beilaufigen，加 derRegel vor dem Hintergrund konkreter Erei~nisse der 
internationalen Politik zustandegekommenen， Feststellungen zu ermitteln67). 
Wegen der in China vertretenen Ansicht des rein instrumentalen Charakters 
des Volkerrechts fur die Ausenpolitik erscheint es gerechtfertigt， auch 
λuserungen von Partei und Staat zu berucksichtigen68). 
Da die Stellungsnahmen chinesischer Autoren zum Kriegsrecht 
durchweg einen konkreten ausenpolitischen Urnstand zuin Anlas nehmen， 
sind Auserungen zu abstrakten Fragen， wie dem B e g r i f f d e s 
K r i e g S69) und des K r i e g s r e c h t s nictvorhanden. Hinsichtlich 
der A r t e n d e s瓦ri e g e s ist zentral die auf ideologischen瓦riterien
beruhende Unterscheidung von gerechten und ungerechten， fortschrittlichen 
und reaktionaren oder aggressiven und Kriegen in Selbstverteidigung. Auf 
mi1itarischen und soziologischen Kriterien beruht die Klassifikation von 
Gueri1akrieg und herkomm1icher Kriegsfuhrung. Die chinesischen 
Stellungsnahmen betreffen fast ausschlies1ich den Landkrieg 70). - Bezuglich 
der ra u m 1 i c h e n S c h r a n k e n des Kriegsrechts liegen sehr 
periphere Feststellungen zum Kriegsgebiet vor. So liegt ein Kriegsverbrechen 
nur vor， wenn die kriminelle Handlung“泊 thezones of mi1itary opera-
tions"71) begangen wurde. Die Erklarung der USA， das ganz Vietnam 
und ein Teil des Meeres“combat訂ea"s担d，wird als i1legal bezeichnet72). 
Die kriegsfuhrenden Staaten durfen das Staatsgebiet neutraler Staaten 
nicht ver1etzen， es gehort nicht zum Kriegsgebiet73). - Betreffend die 
z e i t 1 i c h e n S c h r a n k e n desKriegsrechts wird die Bedeutung 
und recht1iche Regelung des Ultimatums er1autert74) und darauf hinge-
67) Auch insoweit ist die VoIkerrechtslehre anderer sozialistischer Staaten entwickelter. E.A. 
Korovin widmete schon1923 in seinem ;，VoIkerrecht der Ubergangszeit“(deutsche Ubersetzung der 
2. Auflage， Ber1in 1929) dem Kriegsrecht ein (das umfangreichste) Kapitel. 
68) Die meisten der hier benutzten Quellen sind entha1ten in CohenjChiu， insbes. Part X. 
69) Der aus den Militarschriften Maos zu entnehmende Kriegsbegriff ist Leninscher Natur. 
70) Zu das Recht des Seekrieges betreffenden Fragen ausert sich ein chinesicher Autor註nZusam-
menhang mit der Kubakrise: Zhao Lihai， Ameri句 nImperialism Tramples on International Law，泊
RMRB vom 14.11.1962 (Cohenj口lIu，S. 1461 fふ
71) Shen Junru op. cit. (Anm. 31)， Cohenjα1Iu，S.1584. 
72) Verurteilung des in der Kampfgebiet-Erklむung der Johnson-Administration liegenden 
Piratenaktes durch die Chinesische Vereinigung鎚rpolitische Wissenschaft und Recht，加 ZFYJ
1965， Nr. 2， S.6 f.(CohenjChiu S. 1499 fふ
73) Tung Cheng (Dong Zheng)， Neu回 1States (englische Ubersetzung aus Shijie-zhishi vom 
20ふ1955)，in: Cohenjα1Iu S. 1497. 
74) Sun Nan， The Meaning of an Ultimatum (englische Ubersetzung aus Shijie-zhishi vom 5.1 
1975)， in:CohenjChiu S. 1475 f. 
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wiesen， das es angesichts der Satzung der Vereinten Nationen nur noch 
泊1Zusammenhang mit den von der Satzung benannten Ausnahmen vom 
Gewaltverbot erlaubt ist. Hinsichtlich der Beendigung des Krieges ist 
aus der chinesischen Staatspraxis die einseitige Beendigungserklarung 
des Kriegszustandes mit Deutschland zu erwahnen 75) . -1m Rahmen der 
p e r s 0n e 11e n S c h r a n ke n des Kriegsrechts au品ernsich chinesische 
Autoren zur Notwendigkeit der Trennung von Kombattanten und Zivi-
listen 76) sowie zum Schutz von Kriegsgefangenen 7) . 1954 stellte ein 
bekannter chinesischer Volkerrecht1er fest， da品Mitgliedernder U.S. Armee， 
die wahrend einer Geheimdienstaktion uber China abgeschossen wurden， 
keine Behandlung als Kriegsgefangene zutei1 wUfde 78) . Das vorliegende 
Material entha1t加1ubrigen ausschlieslich Stellungsnahmen zu VorwUffen 
betr. die Ver1etzung der Genfer Kriegsgefangenenkonvention und zur Beto-
nung des eigenen konventionsgerechten Verhaltens79). 1m Zusammenhang 
mit der Verhaftung vieler in 1ndien wohnhafter Chinesen wahrend des 
indisch司chinesischenGrenzkonflikts behauptete Zhou Gengsheng die Ver1et-
zung der Genfer Konvention zum Schutz von Zivilpersonen， z.B. Art. 
34 (Geiselnahme)， Art. 35 (Verbot， Indien zu ver1assen)， Art. 33， 97 
(Repressalien gegen das personliche E培entumder Chinesen) uム 80)
Haufiger scheint sich die chinesische Volkerrechtslehre mit Fragen der 
B e s c h r a n k u n g e n i n d e r K r i e g s f u h r u n g befastzu 
haben. Die Anwendung von Atom-und Wasserstoffwaffen wird als "hochst 
75) Vgl. Erklarung der Beendigung des Kriegszustandes zwischen der VR China und Deutschland， 
verkundet am 7.4.1955， in:FGHB 1954/55， S.208 f. (englisch in Cohen/Chiu S.1609 f. deu1:sch in 
H.Mosler u. K. Doehring， Die Beendigung des Kriegszustandes mit Deutschland nach dem zweiten 
Weltkrieg， K凸1nu. Berlin 1963， S.407f. -Dazu auch das Stichwort "Kriegszustand und Beendi抱gung
des Kri旬巴gsz却us討ta叩nd白es"“ヘ， i泊批n配1じ Shi註 Yu(但Hrs簿gι.ふ Guojiρi cぬha叩ngsl剥h泌1註 m】i泊ngcijieおslぬ耐h対1吋(Erla釦u悦l此te位，run珂1港gal担g肝巴mei加n 1
be依}主ca却r註nn凶1託te位rinternationaler Ausdrucke)， Peking 1957， S.67. 
76) Vgl. Zhu Lisun op.cit. (Anm.49). 
7) Answers to International Problems: Concerning the Geneva Convention on Prisoners ofWar 
(englische Ubersetzung aus Shijie-zhisi vom 19.1.1952)， in:Cohenl臼liuS. 1522 f.
78) Chen Tiqiang， Uniformed Spy Is a Spy， Says Legal Expert Ch'en T'i-ch'iang， in:SCMP Nr. 
955， S.31 f. (1954). 
79) Vgl. z.B. Wang Yanlin， How We Treat the POW's， in:PC vom 16.12.1951 (CohenlαlIu S.
1525 f.). 
80) Zhou Gengsheng， The Persecution of Chinese Nationals and Infringement of the Right of 
China to Protect Chinese Nationals by the Indian Government Are Serious International Delirト
quencies， inRMRB vom 2.1.1963 (englisch in Cohen/Chiu S. 846 fふ Vgl.daruber J.A. Cohen und 
S.-C. Leng， The Sino-Indian Dispute over the Internment and Detention of Chinese in India， in:
Cohen (edふ China'sPractice of International Law: Some Case Studies， Carnbridge/Mass. 1972， 
S.268-320. 
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kriminelle Ver1etzung des Volkerrechts“bezeichnet81) . Dem auf die 
personellen Schranken des Kriegsrechts zielenden Grundsatz， das "kriege-
rische Handlungen nur gegen mi1itarisches Personal gerichtet werden durfen“ 
fo1gt das玄riegsfuhrungsprinzip，das "selbst so1che direkt gegen mi1itarisches 
Personal gerichtete Kriegsmittel so human wie moglich sein mussen時的.
Bei der Anwendung von Atomwaffen wurden nicht nur die Grundsatze der 
personalen Schranken des Kriegsrechts negiert， sondern auch samt1iche seit 
der Mitte des 19. J ahrhunderts entstandenen Regeln des Kriegsfuhrungs-
rechts ver1etzt. Somit: "Atomwaffen sind die illegalsten aller illegalen 
Waffen加 derGeschichte derMenschheit， die ale auf die Masigung der 
Grauen des Krieges zielenden humanitaren Normen total untergraben"83). 
Den USA wird vorgeworfen， i1egale Akte dadurch begangen zu haben， 
das sie im Korea-Krieg bakteriologische84) und im Vietnam-Krieg bakteriolo・
gische und chemische85) Waffen angewandt hatten. Der Gebrauch dieser 
Waffen sei bereits qua Gewohnheitsrecht verboten. -Auf die -insbesondere 
strafrecht1ichen - G a r a n t i e n ds Kriegsrechts wird desofteren 
hingewiesen. Der chinesische Richter de ehemaligen Internationalen 
Mi1itartribunals fur den Fernen Osten， Mei Ruao， betonte in einem Zei-
tungsintervie， das“from the viewpoint of internationallaw， the trial of war 
criminals is the sovereign right of a state and subject to no foreigninter-
vention"86). Doch die Staaten， indenen玄riegsverbrechenbegangen wurden， 
haben nicht nur e.釦 iminnerstaat1ichen Strafrecht konkretisiertes -
Recht， sondern auch eine durch das Volkerrecht aufer1egte Pflicht， so1che 
Verbrechen zu ahnden. Diese Pflicht konne durch innerstaat1iche Normen 
nicht tangiert werden; eine， die Bestrafung von Kriegsverbrechern hindernde， 
staatliche Verjahrungsvorschrift sei volkerrechtswidrig. In einer auf die 
Mitte der Sechziger J ahre in der Bundesrepublik Deutschland gef滋賀ten
Verjahrungsdebatte zielenden chinesischen Regierungserklarung wird betont， 
81) Zhu Lisun op.cit. 
82) Ibid. 
83) Ibid. 
84) Shen Junru's Report of G色rmW:紅 atInternationa1 Association of Demoαatic Lawers Council 
Meeting， in:SCMP， Nr. 325 vom 29.4.1952 (Cohen/αlIu S. 1509 f幻.)
85) Fu Zhu op.cit. (Anm. 63); Wen Yuo-djin (Wen Youjin)， Gaskrieg -ein abscheuliches 
Kriegsverbrechen der Johnson-Regierung， in:PR 1965/Nr. 14， S.22. f. 
86) Jurist on Disposition of Japanese Who Committed Crimes During War， in: SCMP Nr. 1324， 
9.7.1956 (Cohen/Chiu S. 1595 f.). 
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das "gema品 demVolkerrecht und den internationalen Abkommen hin-
sichtlich der Bestrafung von Kriegsverbrechern gegen diese Henker der 
Volker vieler Landerund diese Anstifter des aggressiven Krieges schwere 
Sanktionen ergriffen werden“(mussen)87). Es wird weiterhin die Ansicht 
vertreten， das nach dem zweiten Weltkrieg“the concept of 'war crime' 
witnessed a noteworthy development by the adding of crimes against 
peace崎町 Entsprechend sowjetischer Volkerrechtslehre89) wird die 
豆riminalisierungdes Angriffskrieges aus Vorschriften der Nurnberger und 
Tokyoer Pro~eßordnungen hergeleitet，“the greatest contribution made by 
the two great international tribunals. . . "90). Eine ebenso bemerkenswerte 
Entwicklung der Konzeption des Kriegsverbrechens komme in den “crimes 
against humanity" zum Ausdruck. Schlies1ich wird als zivilrechtliche 
Sankti<m das Bestehen einer Schadensersatzpf1icht erwahnt91). 
3. Die lex ferenda: Chinas Haltung zur Fortbi1dung des Kriegsvolk-
errechts 
a) Die Fortbildung des humanitaren Volkerrechts geschieht weitgehend 
台n organisatorischen Rahmen des Roten玄reuzes. Die Haltung der VR 
China zum Internationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) sol1 deshalb 
kurz angesprochen werden92). Wie die internationalen Beziehungen Chinas 
87) PR 1965fNr. 14， S.21. -China ist aber -im Gegensatz zu samtIichen osteuropaischen 
sozialistischen Staaten -nicht der am 26.1.1968 von der UNO-Genera1versamm1ung angenommenen 
und am 11.11.1970 in Kraft getretenen Konvention uber die Nichtanwendbarkeit von Verjahrungs-
bestimmungen auf Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Mensch1ichkeit beigetreten. 
88) Shen Junru，op.cit. (Anm. 31)， CohenfChiu， S.1471 f. und 1584 f. 
89) Vgl. z.B. A.I. Dawydow，泊Lewinund Ka1jushnaja (Gesamtredaktion)， Volkerrecht. 
Lehrbuch， Berlin (Ost)， 1967， S.421. 
90) Shen op.cit.， inCohenf白liu，S. 1471. Die westliche Volkerrechtslehre betont die Unver‘ 
einbarkeit des "Verbrechens gegen den Frieden“mit dem geltenden Volkerrecht; vgl. F. Berber， 
op.cit.， S.257 f. 
91) Vgl. z.B.“Aggressors Must Give Compensation to Egyptヘin:SCMP Nr. 1429， 12.12.1956 
(CohenfChiu S. 1479). -In der "Gemeinsamen Erklarung der Regierung der VR China und der 
Regierung J apans“vom 29.9.1972 heist es: ，Die japanische Seite ist sich der Verantwortung Japans 
schmerzlich bewust， dem chinesischen Volk in der Vergangenheit durch Krieg ungeheuren Schaden 
zugefugt zu haben， und halt eine tiefgehende Selbstbesinnung fur notig. . Die Regierung der VR 
China erklart， das sie irn Interese der Freundschaft zwischen den Volkern Chinas und Japans auf die 
Anspruche auf Kriegsentschadigungen von seiten Japans verzichtet“. In: PR 1972fNr. 40， S.13 f. 
92) Ausfuhrlich dazu G.I.A.D. Draper， The People's Republic of China and the Red Cross， in:
J.A. Cohen (ed.)， China's Practice of Internationa1 Law: Some Case Studies， CambridgefMass. 1972， 
S.344-398. 
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uberhaupt， sopragte der Korea-Krieg auch Chinas Haltung zum IKRK fur 
einen sich anschlie品endenlangen Zeitraum. Wahrend des Korea-Krieges warf 
China dem Roten Kreuz vor， da品“underthe sign of the Red Cross， ithas 
long curried favor with the American imperialists"93). Die sich so ausernde 
Einstellung wurde erst im Zusammenhang mit der Revision der chinesischen 
Au品enpolitik，also seit Absch1u品desneunten Parteitages der chinesischen 
豆P(1969) allmahlich modifiziert94). Nachdem das IKRK "le desir d'etablir 
des contacts plus etroits avec la Croix-Rouge Chinoise“zum Ausdruck 
gebracht hatte， lud die chinesische Rotkreuz-Gesellschaft加 September
1971 den Prasidenten des IKR玄nachPeking ein9S) . Der Prasident informierte 
seine Gastgeber uber die wichtigsten Akti吋tatendes IKRK "et a examine les 
possibilites d 'une collaboration accrue avec la Croix Rouge chinoise“96) 
Die Vertreter der chinesischen Rotkreuz-Gesellschaft "ont souligne que cette 
derniere devait etre， d a n s u n a v e n i r p r e v i s i b 1 e， l'object 
d 'une reorganisation並lportante“97).Wahrend eines Zusammentreffens mit 
dem chinesischen Vize-Premierminister Li Xiannian wurden insbesondere 
Fragen der Fortentwicklung des humanitaren Volkerrechts und das Arbeits-
programm der Expertenkonferenz des IKRK konferiert. Den Einladungen 
des IKRK zu den Expertenkonferenzen 1971 und 1972 uber die Fortent-
wicklung des humanitaren Volkerrechts kam China nicht nach98); es war 
aber Mitglied der im J anuar und Marz 1973 tagenden Expertenkonferenz der 
Regierungen， die u.a.“questions relating to the protection of the civilian 
population， guerilla warfare， the system of protecting powers， and the scope 
93) In: Acheson's Absurd Statement on Red Cross Investigation Sternly Refuted by NCNA， 
泊 SCMP，Nr. 301 vom 23./24ふ1952(Cohen/Chiu S. 1524). -Auf die Frage der Pariser 
"L'Humanite“:“明mtare your views about the proposal that investigations be made by the ICRC 
and the U.N. World Hea1th Organisation?" antwortete Guo Mo・1"uo: “Thiscan only be the desire 
of the organisers of bacteriological warf:釘eto find out the effects of their exper加lent"(in: PC 
vom 1ふ1952，S. 11). 
94) E泊 kurzeranl語siche泊erinternationalen Konferenz泊 Neu-DeIhi1958 zustande gekommen巴E
Besuch von Mitgliedern des IKRK泊 α1Inaist offenbar ohne Folgen iUI die grundsatzlich negative 
Ansichtα血ぉ geblieben. Vgl. Revue Internationale de la Croix・Rouge，9. Bd. (1958)， deutsche 
Beilage， S.76-78. Kurz darauf sandte die chinesische Rotkreuzgesellschaft dem IKRK einen Bericht 
uber zwei il立erTatigkeitsbereiche， ibid. S. 143-149. 
95) Revue Internationale de la Croix帽Rouge，53. Jg. (1971)， S.616. 
96) Ibid. 
97) Ibid. Sperrung von mir. 
98) Vgl. die Berichte des Generalsekretars: Respect for Human Rights in Armed Conflicts， UN 
Doc. A/8370， 2.g.1971 und A/8781， 20.9.1972. 
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of the draft protocol relating to Non-international Armed Conflicts" zu 
prufen hatte99). Die Entwicklung der chinesischen Haltung zum IKRK ist 
somit von aktiver Ablehnung und Verdachtigung zu einer Haltung kritischen 
Abwartens und zogernden Kooperierens vorangeschritten1OO). 
b) Chinas Beitrag auf der Genfer diplomatischen Konferenz fur humani-
tares Volkerrecht 
Auf Einladung der Schweizer Eidgenossenschaft fanden担 denJahren 
1974-1977 vier Sitzungen der "Diplomatenkonferenz zur Bestatigung und 
Weiterentwicklung des in bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitaren 
Volkerrechts“statt101). Die Aufgabe der Konferenz bestand dar担， zu 
den vier Genfer Rotkreuzabkommen von 1949 zwei Erganzungsprotokolle 
zu verabschieden: das eine zu internationalen bewaffneten Konflikten 
(Protokoll 1)， das andere zu nicht-internationalen (d.h. internen) be-
waffneten Konflikten (Protokoll 11).102). Trotz der fur die internationalen 
Intentionen Chinas durchaus gunstigen Konferenzsituation -wie etwa die 
Sprengung des noch 1949 von europaischen Staaten dominierten Rahmens 
durch eine jedenfalls quantitative Ubermacht der Lander der Dritten Welt， 
die Konferenzbetei1igung von Befreiungsbewegungen etc. - betei1igte 
sich eine siebenkopfige103) Delegation der VR China lediglich an der 
zwischen dem 20. Februar und 29. Marz 1974 stattfindenden ersten 
Session， die im Zeichen einer die Sachdebatte stark beschneidenden Poli-
tisierung stand. Der Leiter der chinesischen Delegation， Bi Zhi1ong， machte 
gleich担 einerder ersten Sitzungen， die sich mit dem Problem der Einladung 
nationaler Befreiungsbewegungen zu befassen hatte， den von China ein-
zuschlagenden玄ursdeut1ich. Er betonte， das die Provisorische Regierung 
99) Vgl. UN Doc. A/9123， 19.9.1973， Paragr. 6. 
100) Ein Bericht der nationalen Rotkreuz-Gesellschaft ist dem IKRK seit 1958 allerdings nicht 
mehr zugegangen. 
101) Einen "Bericht註berden Stand der Verhandlungen nach der zweiten Sitzungsperiode“gibt 
M. Bothe in ZaoRV Bd. 35 (1975)，641-655; zur dritten Sitzung vgl. L. Stampfli泊 NZZvom 28.8. 
1976 (Fernausgabe Nr. 200)， S.4; eine verhalten positive WUIdigung des gesamten Unterfangens und 
seiner Ergebnisse gibt der Prasident des Schweizerischen Roten Kreuzes， Hans Haug， inNZZ vom 
10.12.1977 (Fernausgabe Nr. 289)， S.5. 
102) Allgeme血 uberNotwendigkeit und Inhalt der Fortbildung des humanitaren Volk町 echts，
vgl. z.B. J. Pokstefl und M. Bothe， Bericht uber Entwicklungen und Tendenzen des Kriegsrechts seit 
den Nachkriegskodif1kationen， in:ZaoRV Bd. 35 (1975)， S.574-640. 
103) Siehe List of delegates， CDOH/Inf./5/Rev. 1， 25.3.1974. 
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Sudvietnams und die nationalen Befreiungsbewegungen berechtigt seien， an 
der Konferenz tei1zunehmen: “Since they were fighting against imperialism 
and colonialism， they we.re p a r t i c u 1 a r 1 y well qua1ified to speak 
on the subject of the protection of the victims of armed conf1icts"l04). 
Dem folgte kurz darauf Chinas grundlegendes Bekenntnis zur Notwendigkeit 
der瓦onferenzund zu den erforder1ich geha1tenen ideologisch・analytischen
Pramissen fur die Erreichung des Konferenzzieles. Bi fuhrte aus: 
“Since the conclusion of the Geneva Conventions担 1949，the wor1d 
situation had undergone great changes. Many countries had achieved 
independence and had thrown off the colonial yoke. It was therefore 
essenfial to supplement and develop the 1949 Geneva Conventions担
order to adapt them to contemporary requirements"105). 
1m weiteren legte Bi die nach chinesischer Ansicht einer Fortbi1dung des 
Kriegsrechts zugrunde zu legenden ideologischen Pramissen dar: 
“Wars were divided into two kinds， just and unjust. 1mperia1ism was 
at the root of al wars of aggression. While imperia1ism persisted担
the wor1d， there would always be the danger ofwar . . . Thefirst step 
in protecting victims of international armed conf1icts was therefore to 
condemn imperialist policy of aggression and to mobilize the people 
of the world in a resolute struggle against the policies pursued by the 
imperialist countries. Moreover， a distinction between just and 
unjust wars should be made in the new Protocols. -Another major 
issue was the affirmation of the legal status of wars of nationallibera-
tion. . Wars for nationalliberation were just and should be support-
ed by al countries that upheld justice. -Being fully aware of the 
104) Summary Records of the First to Twenty舗SecondMeeting. Plenary Meetings (CDDH/SR 3， 
Paragr. 31). Hervorhebung von mir. -In CDDH/SR 4， P釘agr.42 fuhrte Bi aus:“百leProvisional 
Revolutionary Government (of the Republic of South Viet-Nam) was a s取latoryof the 1949 Geneva 
Conventions and was泣lereforequalified to attend the Conference as a ful participant. The Viet-
Namese people， with their long history of struggle against a αuel war of imperialist aggression， were 
very well qualified to discuss the 1949 Geneva Conventions and th巴questionof protection of the 
d凶五anpopulationぺ In CDDH/SR 6 forderte Bi die Einladung der afrikanischen nationalen Befrei・
ungsbewegungen und der PLO:“Such movements would make a m吋orむontributionto the work of 
the ∞nference". 
105) CDDH/SR 12， P紅agr.14.
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importance of the principle of respect for State sovereignty and 
non-interference担 thedomestic affairs of other countries， (the 
Chinese) delegation considered that al measures concerning the 
protection of the victims of war should be based on that princi-
ple"106) 
W eder hier noch an anderer Stelle machten die chinesischen Delegierten 
deut1ich， we1che Bedeutung der Inkorporierung eines diskriminierenden 
Kriegsbegriffs担 denProtokollen fur das Kriegsrecht zukommen， inwieweit 
die chinesische Auspragung des ius ad bellum Konsequenzen fur das ius担
bello zeitigen sol1. Ging es der chinesischen Delegation um die Ubernahme 
einer primar mora1ischen Kategorie， die keine d i r e k t e n Rchtsfolgen 
fur den Anwendungsbereich der Konventionen， wohl aber eine Handhabe 
fur eine moralischeむber1agerungder von den Konventionen gewahrten 
Rechte加1 k 0 n k r e t e n Fall bereitstellen sollte， oder ging es d紅崎
uberhinaus um die Schaffung einer differenzierten recht1ichen Gestaltung 
dergestalt， das die Genfer瓦onventionennur zugunsten der einen "gerechten 
Krieg“fuhrenden Partei zur Anwendung gelangen sol1ten， eine Forderung 
wie sie in der Interpretation des Protokolls 1 durch den Vertreter der 
Sozialistischen Republik Viet Namzum Ausdruck zu kommen scheint?107). 
Die瓦ommissionsberatungendieser ersten Sitzungsperiode beschrankten 
sich wegen des Widerstandes vieler Delegierter auf das Protokoll I. Auch der 
chinesische Delegierte auserte bezuglich des Gegenstandes des zweiten 
Protokolls e加 grundsatzlichesUnbehagen: 
“In view of the ambiguity of the phrase 'non-international armed 
conf1icts'， which was open to different interpretations， his delegation 
could understand the questions and doubts that had been expressed 
106) CDDH/SR 12， Paragr. 15， 16， 19.
107) Der Delegierte der SoziaIistischen RepubIik Viet Nam， stellte in der Sitzung vom 9.6.1977 
fest， das“the adoption ofProtocoI 1 marked a new and historica1 Iandmark in the reaffirmation and 
development of internationaI humanitarian Law. . . For the first time in the history of internationaI 
Iaw， the principle of jus ad bellum of the present era， which was the condemnation of ilegaI recourse 
to force and aggression， was attached to jus in bello which had always detached itself in an artificiaI 
manner but which， inthe new equiIibrium， Ieft intact the principle of the equaIity of belligerents". 
(CDDH/SR 58， P紅 agr.10). Doch auch dieser Hinweis betrifft nur die durch Art. 1， IV vorge-
nommene Ausdehnung der kriegsrechtIichen Normen auf nationaIe Befreiungskriege， nicht die 
Beschrankung des Protokolls auf diese ("fortschrittIichen“) Kriege. 
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出 thatregard and therefore considered that draft Protocol I， which 
applied to civil war， gave rise to fundamental problems. Accordingly， 
the Conference should concentrate its discussions on draft Protocol 1 
and leave draft Protocol I aside for the time being"108) . 
In der fur dieallgemeinen Bestimmungen zustandigen Kommission 1 ging 
es加1Rahmen der Diskussionen um Art. 1 des 1. Protokolls um die Frage， 
ob den nationalen Befreiungskampfen der Status eines internationalen 
Konf1ik担金nSinne des Entwurfs (des 1. Protokolls) und des Art. 2 der 
Genfer Konventionen zu ver1eihen sei. Wahrend etwa der belgische Dele-
gierte erklarte， das“the four Conventions and Protocol 1 could not apply 
to entities which were not States"109)， fuhrte der chinesische Delegierte aus， 
“that his delegation fully supported the views of the third-wor1d countries 
concerning the status to be granted to wars of national liberation. The 
heroic struggle of peoples against the colonial system . . . hadnot been 
foreseen in the 1949 Geneva Conventions . . . HisDelegation 's. view was that 
a wa:τof national liberation should be regarded as an armed international 
conf1ict in the sense of article 2 common to the four Geneva Conventions， 
and that it should be clear1y stipulated担 thedraft Protocol 1 that the four 
Geneva Conventions applied unreservedly to the armed struggles of peoples 
against colonialism， alien domination and racist regimes"110). Einen for圃
mellenλnderungsantrag legte China aber nicht vor. An den Aussprachen 
uber die Artikel 2 bis 5 des Entwurfs von Protokoll 1， die mehr juristisch・
technische Details， aber auch die Rol1e der Schutzmacht und des IKRK， 
zum Gegenstand hatten， war ein chinesischer Delegierter nicht beteiligt. 
In der fur den Schutz der Verwundeten und Kranken sowie fur Zivil-
schutz und Hilfsaktionen zustandigen Kommission I befaste man sich mit 
den Artikeln 8-11 des Zweiten Teils des Protokollentwurfs 1: “Wounded， 
sick and shipwrecked persons". Der chinesische Delegierte auserte sich nicht 
zur Sache. 
108) CDDH/SR， Paragr. 20. 
109) CDDHI/SR 2， Paragr. 32. 
110) CDDH/I/SR 4， P紅 agr.16， 18. -Dieser Standpunkt setzte sich durch. Die Protokol1entWUffe 
des IKRK， e.註leZusammenfassung der Diskussion und der angenommene Art. 1 sind im Bericht des 
Genera1sekretars (der UNO) uber die 1. Session der Konferenz， UN Doc. A/9669 vom 12.9.1974， 
enthalten. 
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In der Kommission II (Regeln uber die Kampffuhrung und den Schutz 
der Zivi1bevolkerung) betonte der chinesische Delegierte zu Anfang nochmals 
seine Bedenken， beide Protokolle parallel zu diskutierenlll). Der Ge~ 
genstand des zweiten Protokolls，ー “theconcept of so-called non-inter-
national armed conf1ict" -erschien血m“vagueand ambiguous and capable 
of different interpretations". Da Fragen wie Bfugerkrieg und Staaterト
souveranitat beruhrt wfuden， hatten viele Staaten Zweife1. Es sei daher 
notwendig“to study the matter further and see whether draft Protocol I 
was needed"1l2). In den nachfolgenden Verhandlungen uber die Grundregel 
des Artikel 43 (klare Unterscheidung zwischen Zivilbevolkerung und 
Kombattanten sowie zwischen zivi1en und mi1itarischen Objekten; kriege-
rische Handlungen nur gegen mi1itarische Ziele) und des den Anwendungs-
bereich regelnden Artikel 14 (beide Protokoll I) fuhrte der chinesische 
Delegierte nur aus， das“it was imperative for the wording of the basic 
rule in artic1e 43 to the exp1icit， and for the field of app1ication laid down 
in artic1e 44 to be as broad as possible"113)， weswegen seine Delegation die 
insbesondere von arabischen Staaten vorgeschlagene Anderung des Art. 43 
unterstutzte 14). Ein re担 po1itischesBekenntnis liegt in der λuserung des 
Delegierten， das“血 viewof the cruel oppression and heavy casualities 
suffered by the civi1ian population in the aggressive wars launched by the 
imperialists， colonialists， racists and Zionists， Protocol I should provide 
for the maximum protection of civi1ians"l1S). Auch diesem Hinweis ist 
keine Konsequenz ffu die Anwendung des ius in bello zu entnehmen， 
sondern verharrt im Bereich politischer Rethorik. Bezug1ich der Definition 
der Zivilbevolkerung (Art. 45) und deren Schutz (Art. 46， jeweils Protokoll 
111) Ein entsprechender Beschlus war gegen die Stimmen einiger wenig巴rStaaten (darunter China) 
加 erstenKomitee gefast worden. 
112) CDDH/III/SR 1， Paragr. 4. 
113) CDDH/III/SR 3， Paragr. 24. 
114) Endfassung:“In order to ensure respect for the civilian population， the parties to the conflict 
shall confine their operations to the destruction or weakening of the military resources of the ad-
ver銭ryand shall make a distinction between the civilian population and combatants， and between 
civilian 0 bjects and military 0 bjectives".λnderungsvorschlag CDDH/III/14: “In order to ensure full 
protection and respect for the civilian population and civilian objects， the parties to the conflict shall 
∞nfine their operations only to military objectives of the adversary and shall always make a c1ear 
distinction between such objectives and objectives of civilian nature as well as between civili組 popula-
tion and combatants". 
115) CDDH/III/SR 3， Paragr. 25. 
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1) kam es dem Vertreter Chinas darauf an， Volksmi1iz und Guerillakampfer 
als Zivilisten behandelt zu sehen (sofern sie nicht gerade kampften). Er 
stellte fest. 
“that the criminal acts committed in many parts of the wor1d by 
imperia1ist， .colonia1ist and neo・colonia1istforces constituted a serious 
infringement of the fundamental rights of oppressed nations and 
peoples and a violation of the four Geneva Conventions of 1949. 
The Conference， indiscussing the draft Protocols and developing the 
Geneva Conventions， was in duty bound to face that harsh fact and 
to draw up provisions for the protection of the masses. In order to 
ensure maximum effective protection of the civilian population in 
t泊四 of war， those words must be correctly defined in the draft 
Protocols. His delegation considered that any person who was not a 
member of the armed forces or who did not participate directly in 
military operations was a civilian and should receive ful protection 
against attack， deportation to concentration camps and every form 
of persecution. 
Attempts to confine the meaning of ‘civilian population' within 
narrower limits was ιtantamount to providing the imperialists and 
colonialists with a pretext for attacking the civi1ian population during 
their wars of aggression. 
People's militia and gueri1la fighters in wars of national liberation 
should be protected， since they were basically civilians who had 
been forced to take up arms in self-defence against imperialist 
repression in order to win independence . . When not participating 
direct1y in military operations， members of people's mi1itia or gueril1a 
movements should have civilian status and benefit from the protec-
tion granted to civilians"116) . 
t Die Kommission IV sch1ies1ich (sog. ad hoc.幽.長ommiおsiorωlο)bef:白af色b託t臼es託ichmi託
einem von ve釘rs民ch泌iedenenStaa拭tenvor培gele堵gt白enAr出beits叩papがieぽr，das Vorschlage 
bezuglich des Verbots oder der Begrenzung der Anwendung so1cher konverト
tioneller Waffen enthie1t， deren mi1itarischer Nutzen也 keinemVerhaltnis 
116) CDDH/III/SR 7， Pargr. 52-54. 
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zu denen durch sie herbeigefahrten Leiden steht. Nach den Worten des 
schweizerischen Delegierten handelte es sich insoweit um“the codification 
of existing law rather than the creation of new legal norms， of removing 
al1 possible doubts and rendering the practical effects of the general prin-
ciples intelligible to al1"117). In der Generaldebatte dieser Kommission 
unterstrich der chinesische Delegierte das traditionel1e chinesische Maximal-
programm1l8): e担 Verbot von konventionellen Waffen sei nur釘n
Zusammenhang mit einem Verbot atomarer Waffen sinnvol1，“加 order
to protect the civilian population"119). Beitrage zur Sache wurden folglich 
von Seiten Chinas nicht erbracht; die Angelegenheit selbst wurde an eine 
Expertenkonferenz delegiert. 
In seiner die zweite Sitzungsperiode am 3.2.1975 erδffnenden Ansprache 
wies der Prasident darauf hin， das註nvergangenen Herbst“the Government 
of the People's Republic of China had stated that it regretted having to take 
the decision (not to attend the current session)， the reason for which was 
the volume of other international engagements". Die chinesische Regierung 
hoffe jedoch“to be kept informed on the progress of the Conference's 
work"120) 
Eine Zusammenarbeit der VR China mit der Konferenz in Genf ergab 
sich erst wieder anlaslich der durch den Genfer Ubersetzungsdienst vorge-
nommenen ubersetzung der angenommenen Protokol1e ins Cbinesische. 
Die chinesische ubersetzung121) scheint Texte in anderen Sprachen 
gleichermasen berucksichtigt zu haben. J edenfal1s erscheint eine bestimmte 
Textstelle， die in den englischen und russischen Texten voneinander 
abweicht12)， im Sinne der englischen Lesart. Art. 5 1 des 1. Protokol1s 
handelt von der Pf1icht der Konf1iktparteien“to secure the supervision . . 
of the Conventions. . .". Spricht der franzosische Text hier von "respect“ 
und enthalt der russische Text ein dem Begriff "Beachtung“gleichkom-
117) CDDH/IV iSR 1. 
118) Siehe unten unter V. 
119) CDDH/IV /SR 3. 
120) CDDH/SR 23， P:訂 agr.1. 
121) Guanyu chongshen he fazhan shiyong yu wuzhuang chongtu de guoji rendao.zhuyi-falu de 
waijiao-huiyi， zui hou wenjian， R泊eiwa，1977 (Schlusakt巴derDiplomatischen Konferenz uber die 
Neubestatigung und Weiterentwicklung des泊 bewaffnetenKonflikten anwendbaren humanitaren 
VりJkerrechts，Genf 1977). 
12) Ich danke Herrn Prof. Bothe， Heidelbexg， fur diesen Hinweis. 
?勺
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mendes Wort， a1so eine gegenuber dem Text schwachere Formu1ierung， so
ubernimmt der chinesische Text mit ，jiandu“die starkere eng1ische Aus-
drucksweise. In Art. 70 II hei品tes auf eng1isch: “The Parties to the 
conflict and each High contracting Party which allows the passage of re1ief 
consignments . . . shallhave the right . . ". 1m russischen Text erscheint 
das "allow“im P1ural， bezieht sich a1so auf beide Subjekte. Dieser richtigen 
Lesart folgt die chinesische Ubersetzung. 
IV Die Rechtsbefo1gung: Bisherige Waffengange 
und晶revo1kerrecht1iche Beurteilung 
Seit der Grundung der VR China waren chinesische Truppen wenigstens 
sechsmal direkt an bewaffneten Auseinandersetzungen betei1igt: Korea 
1950-1953， Taiwanstrase 1958， Tibet 1959， indisch-chinesische Grenze 
1962， Chinesisch-sowjetische Grenze 1969 und加1 sudchinesischen Meer 
1974. 
1. Die Waffengange in Tibet und der Taiwanstrase waren jedenfalls 
nach chinessischen Auffassung nicht-internationa1er Natur， so das fur血re
kriegsrecht1iche Beurteilung nur der von vier Genfer Konventionen von 1949 
gemeinsame Artikel 3 heranzuziehen ware. Darin werden einige humanitare 
Mindestanforderungen umschrieben， die von .den Parteien eines inner-
staat1ichen "bewaffneten Konf1ikts“zu beachten sind. Chinas Vorbehalte 
beziehen sich n i c h t aufdiesen Artikel， der dem IKRK die Mog1ichkeit 
gibt， auch in nicht-internationa1en Konflikten seine Dienste anzubieten. 
J edenfal1s die "Souzer益nitat“Chinasuber Tibet ist in der Staatengか
meinschaft nie bezweife1t worden 123). Als die chinesische Volksbefreiungs-
armee Tibet im Spatjahr 1950 "zur Sicherung der chinesischen Westgrenze“ 
123) Vgl. z.B. Hengtse Tu， A Study of the Treaties and Agreements Relating to Tibet， Taizhong 
(Taiwan) 1971; International Commission of Jurists， The Question of Tibet and the Rule of Law 
(part three: The Position of Tibet in International Law)， Genf 1959. Beide entha1ten die wichtigsten 
Dokumente. Ferner: A.P. Rubin，笥lePosition of Tibet in Internationa1 Law，加 ChinaQuarter1y 
1968， S. 110 f. Ein ehema1iger indischer Botschafter inαlOngg泊g，K.P.S. Menon vermerkte: 
‘. . Tibet had never enjoy巴dan independent status in international eyes. Even Great Britain， which 
came nearest to th巴recognitionof Tibet's independence， recognized it subject to China's suzerainty; 
and the USA a1ways regarded Tibet as an integral part of China， until the Tibetan question became 
a convenient tool in the Cold W;泣." (口出a，Past and Present， Bombay etc. 1968， S.50). 
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besetzte， fi世立tesie damit die seit fast fl伽lfzigZahren von China unter-
nommenen Versuche， Tibet unter eine auch den Anforderungen westlichen 
Volkerrechts genugende Kontrolle zu bringen， zu einem vorerst erfolgrei圃
chen Abschlu品. 1m Mai 1951 wurde e担 aussiebzehn Artikeln bestehendes 
Abkommen unterzeichnet， durch das die Zugehorigkeit Tibets zu China -
je nach der 1nterpretation der Sachlage wahrend der ersten Halfte dieses 
lahrhunderts -bestatigt oder neu errichtet wurde. Seit 1957 begannen sich 
Beriehte uber Unruhen in verschiedenen Teilen Tibets zu haufen， und im 
Marz 1959 brach ein Aufstand担 derHauptstadt Lhasa aus， dessen Unter-
druckung China als "担ternechinesische Frage“(zhongguo de neizheng 
wenti) 124) betrachtete. 0加ledas daruber Aufschlus gebendes dokumen-
tarisches Material vorhanden ist， scheint aber das 1KRK auf Art. 3 beruhende 
Vorstose unternommen zu haben12S). Die chinesischen Antworten liefen 
darauf hinaus， das es sich nicht um einen "Konflikt“， sondern um die 
Beseitigung voil nicht unter den Schutz der Konventionen fallenden 
"kriminellen Elementen“handle. Uber die tatsach1iche Entsprechung 
gegenuber den humanitaren Mindestanforderungen des Art. 3 ist mangels 
ausreichender Dokumentation nichts feststellbar. 
Auch die bewaffneten Auseinandersetzungen in den lahren 1954 und 
insbesondere 1958 in der Taiwanstrase126) wurden als“internes Problem“ 
im Sinne einer Fortsetzung des noch nicht beedeten chinesischen Burgerkrie-
ges127) auf den das Gewaltverbot keine Anwendung finde128)， bezeichnet. 
2. Als internationale bewaffnete Konflikte sind der Koreakrieg und die 
Grenzkriege mit 1ndien， der Sowjetunion und Vietnam zu untersuchen. 
China stellte seine Teilnahme am Koreakrieg129) -entsprechend west1icher 
124) Zhou Geng-sheng， Lianheguo ganshe "Xizang-Wenti“shi fei-fa-de， in:ZFYJ 1959/Nr. 6， 
S. 8 (englisch bei Cohen/Chiu S. 1329: The United Nations' 1ntervention in the“Question of Tibet" 
1s IJlegal). 
125) Vgl. Draper， op. cit. (Anm. 92)， 8.365. 
126) Vgl. dazu K.T. Young， Negotiating with the Chinese Communists， New York etc. 1968， S.
137ff. 
127) Vgl. Zhou Enlais Antwort vom 6.9.1958 auf die Stellungsnahme von J.F. Dules uber die 
Lage加Taiwanvom 4.9.1958， in:Peking Reviewvom 9.9.1958， S.15.f. 
128) Zhou Gengsheng， Refute the Absurd Theory of American State Department， Guang-Ming 
ribao vom 7.2.1956 (englisch bei Cohen/Chiu 8.1423 f.); vgl. auch Young， op. cit.， S.93 f. 
129) Vgl. dazu A.S. Whiting， China Crosses the Yalu. TheDecision to Enter the Korean War， 
8tanford 1960; E. O'Ballance， Korea， 1950-1953， London 1969. 
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Praktiken wahrend des Spanischen Burgerkrieges - als eine Angelegenheit 
chinesischer "Freiwi1iger“ dar; der chinesische Staat betrachtete sich 
offiziell als Neutraler， eine Position， die in der zweiten Halfte des Konf1ikts 
aber zunehmend aufgegeben wurde. Die Gewa1tanwendung in den Grenz-
konf1ikten mit Indien130) ， der Sowi捻et印un凶1uiOIn1131)，ImIn1i託tViおet印nam132)und一t仕rot位Z 
der 
wurden durchweg als Sel島bsはtverteidi詔gunggegenu泊ibervorangegangener Invasion 
(bzw. als er1aubte Noth討泊i辺lfeり)gerechtfertigt. Die eigentlich kriegsrecht1iche 
Beurtei1ung， die empirisch und potentiell ausgerichtet ist， beschrankt sich 
hier auf die Waffengange担 Koreaund an der indischen Grenze. Dabei 
steht .die Frage der Behandlung von KriegsgefangenenおnVordergrundl34) ， 
und es sei von Anfang an darauf hingewiesen， das die Praxis aller kriegs-
fuhrenden Staaten Abweichungen von volkerrechtlichen Normen 
hervorbringt und die VR China insofern keine Ausnahme darstellt13S). 
Bezuglich der Rechtsbefolgung wird in einer das Recht der Kriegsgefangegen 
註n Korea-Krieg untersuchenden Arbeit festgestellt: "Art und Intensitat 
der in Korea zutage getretenen Probleme unterscheiden sich von bisherigen 
Erfahrungen mit Kriegsgefangenen so erheblich， das die dort vorgekom-
menen Verstose gegen das Kriegsgefangenerecht nicht allein als ublicher 
130) Zum Indienkrieg vgl. N. Maxwell， India's China War， London 1970; Y.-H. Nieh， Das indisch-
chinesische Grenzproblem. Neue Gesichtspunkte， Hamburg 1971. 
131) Zur Auseinandersetzung am Ussuri， vgl. N. Maxwell， The Chinese Account of the 1969 
Fighting at Chenpao， in: China Quarterly Nr. 56， Oct.jDec. 1973， S.730-739; G. Kaminski， Der 
Konflikt um die Insel Zhenbao (Damanski)， in:. ders.， Die Ha1tung der VR China zum volkerrechtli-
chen Gebietserwerb (Nr. 3 der Berichte des Osterreichischen Chinaforschungsinstituts)， Wien 1975， 
S. 28 f. 
132) Zu dem bewaffneten Zusammenstos mit (sud)-vietnamesischen Truppen vom Jan. 1974 
おnsudchinesisch巴nMeer， vgl. Y.-H. Nieh， Die Rechtsfrage der Archipele im sudchinesischen Meer， in:
China aktuell， Febr. 1974， S.25 f. und die instruktiven BeIIchte in NZZ vom 21. und vom 24.1.1974. 
133) Vgl. z.B. die λuserungen初1UN-Sicherheitsrat vom Nov. 1950， in: CohenjChiu， S.1469 f. 
134) Ein Streit uber die Beisetzung und Herausgabe von Gefallenen (vgl. !i 17 der Genfer Konven-
tion uber Verwundete und Kranke) ergab sich wahrend des chinesisch・indischenGrenzkonfliktes; 
vgl. den diesbezuglichen Briefwechsel， in:CohenjChiu， S.1518 f. 
135) Die folgende Darstellung beruht weitgehend auf dem hochst instruktiven Buch von P. 
Spinnler， Das Kriegsgefangenenrecht im Koreakrieg. Traditionelles Kriegsrecht加 Spannungsfeld
moderner Konfliktsnormen (ZUIicher jur. Dis.)， Diessenhofen 1976 insbes. S. 37 f.; dem Bericht 
den J .A. Cohen加 Rahmenein巴:rvon der fur die Armee zustandigen Abteilung des US Verteidigungs-
ministeriums 1968 in Aufむaggegebenen Studie uber Kriegsrecht erstelt hat: R.l. Miller (ed.)， The 
Law of War， Lexington etc. 1975， S.233-252 (zitiert: Cohenbericht) sowie Ministry of Defence， 
Treatment of British Prisoners of Waτin Korea， London 1955， in:Cohen/Chiu， S.1534-1545. -
Vgl. auch J.G. Verplaetse， The ius加 bello組 dMilitary Operations in Korea 1950-1953，訟 ZaoRV
Bd. 23 (1963)， 679-738. 
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Tribut an die Gegebenheiten der Kriegswirklichkeit erklart und abgetan 
werden konnen. Sie lassen sich auch nicht aussch1ies1ich auf fehlende 
Bereitschaft der Gewahrsamsstaaten und ihrer Vertreter zur Anwendung 
des Kriegsgefangenenrechts zuruckf世立en“136) Die eigent1iche Ursache sei 
vielmehr der Zusammenstos "traditionel1en Kriegsrechts“mit neuen， von 
ihin nicht berucksichtigten， Formen des bewaffneten Konfl氷ts.
Zur Zeit des Korea-Krieges waren die vier Genfer Konventionen von 
1949 noch nicht加 Kraftgetreten. J edoch erklarten ale Betei1igten， das 
sie sich dem "Geist“dieser Konventionen verpflichtet f討l1ten137)
Ein eher negatives Verhaltnis hat China zu jenen Regeln der Genfer 
Kriegsgefangenenkonvention (GKK)， die das Tatigwerden einer S c h u t z-
m a c h t oder des 1KRK (z.B.) Art. 3， 8 f.， 11lf.， 123 ff.) vorsehen. 
Wahrend des Korea-Krieges wandten sich die Chinesen gegen ein so1ches 
Tatigwerden138). 1hr wahrend dieser Zeit angesammeltes Mistrauen ge-
genuber der Unpartei1ichkeit des 1KR瓦undmoglicher Schutzmachte kommt 
auch in dem 1956 geltend gemachten Vorbehalt bezug1ich Art. 10 rsp. 11 
der Genfer Konventionen zum Ausdruck139). Wahrend des chinesisch-
indischen Konf1ikts wies China wiederum ein Tatigwerden des 1KRK 
zuruck140) 
Die B e h a n d 1 u n g v 0 n K ri e g s g e f a n g e n e n wahrend
des Korea-Krieges last sich an Hand des vorliegenden Materials relativ 
zuverlassig ermitteln. Wenig 1nformation 1iegt fur die Behandlung indischer 
Kriegsgefangenen vor; was die Auseinandersetzungen am Ussuri betrifft， 
so existiert bislang“no reliable verification of Soviet charges that加 the
March 1969 SinoベSovietfrontier c1ashes Chinese soldiers brutally wounded 
and bayoneted Soviet frontier guards"141). 
Bezuglich der U n t e r b r i n g u n g derKriegsefangenen註nKorea-
Krieg haben die Chinesen mehr Satz 1 (Bedingungen gem泌 denUnter-
kunften der Truppen des Gewahrsamsstaates) als an Satz 2 ("Diese Bedin-
136) Spinnler， op.cit.， S.165. 
137) VgL Ministry of Defenω， op.cit.， S.1541 f. Wegen der diesbezuglichen chinesischen Erkl註rung
vgl. oben Anm. 54. 
138) Cohen-Bericht S. 241; Ministry of Defence， op. cit.， S.154. 
139) Vgl. oben Anm. 5. 
140) VgI. Cohen/Leng， op.cit. (Anm. 78). S. 296 f. und Draper， op.cit. (Anm. 90)， S.365 f. 
Begrundung: die diplomatischen Beziehungen beider Staaten bestunden weiterhin. 
141) CoherトBerichtS. 243. 
1982] 、DIECHINESISCHE HALTUNG ZUM KRIEGSRECHT: LEX LATA UND LEX FERENDA， THEORIE UND PRAXIS 47 
gungen haben den Sitten und Gebrauchen der Gefangenen Rechnung zu 
tragen und durfen ihrer Gesundheit keinesfalls abtraglich sein“) des Art. 25 
IG玄Kentsprochen. Ernahrung， Hygiene und medizinische Versorgung der 
Gefangenen (Art. 26 f.) sol1en unter dem Konventionsstandard， aber nicht 
schlechter als die der chinesischert Volksfreiwilligen gewesen142)， die Unter-
lassung existenzsichernder Behandlung aber auch vorsatzlich geplant 
worden143)，出reGewahrung (entgegen Art. 16 GKK) auch von dem Mas an 
"F ortschrittlichkeit“， zu dem sich Gefangene bekannt hatten， abhangig 
gewesen sein 14) . 
Trotz entgegenstehenden chinesischen Versicherungen wahrend des 
Koreakonflikts hinsichtlich der den Gefangenen gebotenen Moglichkeiten 
zur R e 1 i g i 0 n s a u s u b u n g erlaubt die in Korea gemachte 
Erfahrung145) sowie die innerstaatliche Einstellung gegenuber allem 
Religiosen Zweifel an der chinesischen Bereitschaft， Kriegsgefangenen "in 
der Ausubung丑rrerReligion... volle Freiheit“zu gewahren (Art. 24). 
Bezuglich der von der Konvention geforderten Einrichtungen zur geistigen 
und korper1ichen Betatigung ist die "Achtung der person1ichen Vorliebe 
des Gefangenen“(Art. 38) weniger beachtet worden als die ideologische 
Schulung註nDienste einer "Re・Edukation“146) Ebenfalls entsprechend 
der innerstaat1ichen Forderung des Sports ist insoweit e担 konventions-
gerechtes Verhalten festzustellen147). Die Vorschriften uber den Postverkehr 
der Gefangenen (Art. 71 f.) sollen haufig nicht beachtet worden wein148). 
Am grosten sind die A bweichungen von der Konvention註nBereich 
des Rechtsschutzes und der Bestrafung der Gefangenen149). Dies steht加
direktem Zusammenhang mit der Struktur des innersttat1ichen Rechts噛
142) Ibid.， S.244， Spinnler， S.48 f. 
143) Spinnler， S.51 
144) Cohen-Bericht， S.244， Spinnler， S.64 f. 
145) Sp泊nler，S. 63. 
146) Vgl. Morris R. Wills，“Why 1 Chose China"， Bericht eines amerikanischen Kriegsgefangenen， 
Look Magazine vom 8. 2. 1966，泊 CohenjChiuS. 1527 f. Vgl. auch die auf wahrend des Koreakrie帽
ges gemachten Erfahrungen basierende Studie von E.H. Schein， The Chinese Indoctrination Program 
for Prisoners of War. A Study of Attempted “Brainwashingぺin: Psychiatry. Journal for the Study 
of Interpersonel Processes， vol. 19 (1956)， S.149-172. Dieser Arbeit sind auch Angaben zu zahI聞
reichen Aspekten des Lebens in chinesischen und nordkoreanischen Kriegsgefangenenlagern zu 
entnehmen. 
147) SpinnIer， S.63. 
148) Ibid.， S.73 f. 
149) Ibid.， S.78 f.， Cohen-Bericht S. 246 f. 
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systems， dessen mangelnder Formalisierung und一泊 Strafrecht-starker 
Betonung des Gestehens， Erziehens und bewustseinsmasigen Reformierens 
(， ，sixianggaizao“)150). So wurde泊1Koreakrieg das innerstaatliche Konzept 
von "Milde fur die， die bereuen und Strenge fur die， die sich widersetzen“ 
und der Notwendigkeit des Gestandnisses als erstem Schritt zur Reue 
ublicherweise auf Kriegsgefangene ubertragen， trotz der in Art. 17 GKK 
enthaltenen Beschrangkungen. Angesichts der seit Ende der funfziger Jahre 
sich verstarkenden innerstaatlichen Praxis， kaum Gesetze zu publizieren， 
besteht fur die Pflicht zur Aushangung der Konvention訂n玄riegsgefan-
genenlager (Art. 41) wenig Aussicht auf Verwirk1ichung， wie auch die Korea-
Erfahrung gezeigt hat151). Ebensowenig sind die das Beschwerderecht des 
Gefangenen betreffenden Artikel der GKK (Art. 78-81)担1Koreakrieg 
angewandt worden152). Ein entsprechendes Recht besteht auch nicht加1
innerstaatlichen chinesischen Strafvollzug. Angesichts des chinesischen 
Rechtssystems bestanden und bestehen fur die Realisierung der加 Kapitel
3 des 6. Abschnitts der GKK enthaltenen "Straf.凶undDiszip1inarmasnah・
men“wenig Chancen. Zur Zeit des Beitritts Chinas zu den Genfer Konven-
tionen (1956) mag der Wi1e zur Beachtung auch dieses Normenkomplexes 
bestanden haben， entwickelte sich doch das innerstaatliche Rechtssystem in 
Richtung der in den Konventionen vorausges~tzten Standards. Diese 
Entwicklung fand aber mit der sog. Anti-Rechtsabweicher -Kampagne 
1957 ihr Ende. Seither sind innerstaatlich die in den Art. 82 bis 108 GKK 
vorausgesetzten Garantien (Unterscheidung von Straf-und Disziplinarrecht; 
Gericht， das "die allgemein anerkannten wesentlichen Garantien der 
Unabhangigkeit und der Unparteilichkeit bietet“ ne bis in idem; nulla 
poena， nul1um crimen sine lege; Verteidigung und Rechtsmittel) nicht oder 
nicht ausreichend gewahrleistet. So kam es vor， das amerikanische Kriegsge-
fangene von chinesischen Gerichten mehrfach wegen derselben Tat verurteilt 
worden sind， und dalるdieRegel der Begrenzung disziplinarischer Strafen 
nicht beachtet wurde153) . 
150) Vgl. zu dieser Eigenart des chinesischen Strafverlahrens R.J. Lifton，. Thought Reform and the 
Psvchology of Totalism (Norton Library Edition)， New York 1963 und die Erfahrungsberichte von 
B且oRuo-wang (J. Pasqualini)， Gefangener bei Mao， (deutsch) Bern und Munchen 1975 sowie von 
A. and A. Rickett， Prisoners of Liberation (Anchor Books Edition)， Garden City 1973. 
151) Cohen-Bericht S. 245. 
152) Ibid.， S.246. 
153) Ibid.， S.247. 
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Wie auch andere sozialistische Staaten， sohat auch die VR China durch 
Geltendmachung eines Vorbehalts泊reBindung an Art. 85 GK玄， wonach 
auch verurtei1te Kriegsverbrecher den Schutz der Konvention geniesen， 
ausgeschlossenI54). Diesem Vorbehalt liegt der angeblich dem Volkerge-
wohnheitsrecht entstammende Gedanke zugrunde， wonach der Ver1etzer 
von Kriegsrecht nicht in den Genuiきdervon. diesem Recht gewahrten 
persδnlichen Vortei1e kommen S011155). China hat aber die Moglichkeit der 
Durchfuhrung von Kriegsverbrecherprozessen gegen Kriegsgefangene in 
Korea nicht wahrgenommenI56). Chinesische Lagerbehorden sol1en aber 
ihren Gefangenen gegenuber die Meinung geausert haben， das die Gefan-
gegen durch ihre Tei1nahme an einem imperialistischen Angriffskrieg eo ipso 
zu Kriegsverbrechern geworden seienI57). Spinnler ist der Auffassung， das 
eine so1che Qua1ifikation weniger juristische als psychologische Tendenzen 
verfolgt habe. 
Die H e i m s c h a f f u n g vonverwundeten und kranken Gefan-
gegen (Art. 109， 110) ist im Korea-wie加1Indienkonf1ikt der Konvention 
gemas realisiert worden. Ein Problem ergab sich aber bezuglich der Ausle-
gung von Art. 118 GKK， nach dem "die Kriegsgefangenen nach Beendigung 
der aktiven F eindseligkeit ohne Verzug freigelassen und heimgeschafft“ 
(werden). Die sich an dieser Regelung entz加dendesog. Repatriierungsfrage 
entwickelte sich wegen der Heimkehrunwi1ligkeit chinesischer und 
nordkoreanischer Kriegsgefangenerl58) ， wodurch das United Nation 
Command veranlast wurde， der Gegenseite einen Gefangenenaustausch auf 
der Grundlage des Pr加zipsfreiwi1liger Repatriierung vorzusch1agen. China 
erb1ickte in einem so1chen Vorgehen den Versuch， Kriegsgefangene 
zuruckzuhaltenl59) . 
Die Behandlung von Anfragen bezuglich von in Gefangenschaft ver暢
storbenen Gefangenen scheint wegen des langsamen Verfahrens unbefriedi-
154) Zum Wortlaut des Vorbehalts vgl. oben Anm. 57. 
155) Vgl. Spinnler， S.93 f. 
156) Ibid.， S.97. 
157) Ibid.， S.98. 
158) Ibid.， S.146 f.， wo das gesamte Auslegungsproblem ausfuhrlich behandelt wird. 
159) Vgl.“Cablegram from Foreign Minister Chou En-lai to Mr. Lester Pearson， President of the 
General Assembly of the UNヘUN-Doc.A/2354 (20.12.1952)， in:Cohen/Chiu， S.1218 f. und αlen 
Tiqiang， Unconditional Repatriationl -An lnviolable Principle of the Geneva Convention， PC vom 
16.1.1953， in: Cohen/Chiu， S.1220 ff. 
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gend gewesen zu sein. Es ist nicht bekannt， ob China wahrend des Korea-
und des Indienkrieges "ein amt1iches AuskunftsbUfo“(Art. 122 GKK) 
eingerichtet hat; mit der Ausfuhrung der insoweit bestehenden interna-
tionalen Pflichten scheint aber die chinesische Rotkreuzgesel1schaft betraut 
gewesen zu sein160) . 
V Zum Recht der Kriegsverhutung161) 
Die Satzung der Vereinten Nationen verpflichtet die Mitg1iedsstaaten 
nicht nur， den Frieden repressiv gemeinsam zli verteidigen， sondern auch 
durch vorbeugende Masnahmen zu festigen und zu schutzen (Art. 1， 1;11; 
26; 47). Die Vermeidung des Wettrustens durch Vereinbarungen der Staaten 
uber ein System der Rustungsregulierung stehen im Dienste dieser auch von 
China grundsatzlich anerkannten Rechtspflicht zur Realisierung praventiver 
Masnahmen. 
Bis zum Jahre 1962 unterstutzte China -jedenfalls nach Ausen hin -
die sowjetischen Positionen bezuglich der Abrustungsfragen und des Verbots 
bestimmter Waffengattungen. So heist es z.B. in einem auf das Treffen 
Maos mit Chruschtschow von 1958 bezogenes Kommunique: 
“In order to maintain and conso1idate peaee， the pr加larytask at the 
moment is to bring about agreement among nations on the reduction 
of armaments， discontinuance of the testing of atomic andhydrogen 
weapons and prohibition of their use， elimination of al military 
blocs and al military bases on foreign soil， and the conc1usion of pacts 
of peace and collective security"162) 
Chinabegruste auch den vom Obersten Sowjet担1J anuar 1960 prasentierten 
160) Cohen-Bericht S. 250. 
161) Es kann sich 1首位 nurum eine auf die Abrustungsfragen besch出 lktenUberlick h組 deln;im 
ubrigen sei auf die umfangreiche Literatur verwiesen; z.B.: A. L組 gleyHsieh， Communist China's 
Strategy泊 theNuclear Era， Eng1ewood Cliffs， N.J.， 1962; M.H. Halperin， China and the Bomb， 
London 1965; Ders. und D.H. Perkins， Communist China叩 dArms Contro1， New York 1965; W.C. 
C1emens， Jr.， The Arms Race and Sino・SovietRe1ations， Stanford 1968; H.G. Ge1ber， World Politics， 
China， and SALT I， in:R.L. Pfaltzgraff， Jr.(ed.)， Contrasting Approaches to Strategic Arms Con位01，
Lexington etc. 1974; R.N. C10ugh et al.， The United States， China and Arms Contro1， Washington， 
D.C. 1975; kritisch gegenuber dieser Literatur U. Vesa， The Deve10pment of Chinese Thinking on 
Disarmament， in:Instant Research on Peace and Vio1ence， vol. IV (1974)， S.53-78. 
162) Peking Review 1958， Nr. 24， S.53-78. 
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Aufruf zu einer al1gemeinen und vol1standigen Abrustung. Wie die Sowjet-
union， dama1s in der atomaren Rustung noch weit zuruck， so betonte 
auch Ch加a，das dama1s uber keine Atomwaffen verfugte， deren Rechts.， 
widrigkeit163) und unterstutzte die sowjetischen Vorschlage fur den Absch~uß 
eiIies Teststoppabkommens. 
Der offene Ausbruch der sino-sowjetischen Meinungsverschiedenheiten 
並1Januar 1963 und die Ablehnung des Moskauer "Vertrages uber das 
Verbot der Kernwaffenversuche in der Atmosphare，註nWe1traum und unter 
Wasser“aus demselben Jahr1併 )markierten den Durchbruch einer eigenen 
chinesischen Abrustungskonzeption， die vom Zweifel an Mog1ichkeit und 
Wunschbarkeit allgemeiner Abrustung angesichts des Fortbestehens des 
Imperialismus getragen ist. Das Teilteststoppabkommen wurde als Versuch 
der Nuklearmachte gesehen，“to conso1idate their nuc1ear monopoly and 
bind the bands of al1 peace-loving countries subjected to the nuc1ear threat" 
und a1s“big fraud to fool the people of the wor1d"165) bezeichnet. Die 
Chinesen kritisierten die Beschrankung des Testverbots sowie dessen Abspal欄
tung von einem Verbot der Herstellung， Lagerung und Benutzung atomarer 
Waffen uberhaupt， deren Legalisierung auf diese Weise Vorschub geleistet 
wurde. China schlug stattdessen vor， samtliche Staaten sollen erklaren， 
Atomwaffen zu verbieten und zu vernichten. Als erster Schritt dazu wurden 
bestimmte Masnahmen der Staaten vorgeschlagen， die auf einer ein-
zuberufenden Konferenz zu diskutieren seien. Differenzierend wurde 
erganzt， das das Verbot von Atomwaffen auch angesichts des Fortbestehens 
des Imperialismus moglich sei，一justas poison gas was prohibited". Jedoch 
konne eine allgemeine und vollstandige Abrustung erst realisiert werden 
“after imperialism， capitalism and al1 systems of exp10itation have been 
eliminated"166) 
Die Explosion der ersten chinesischen AtombombeおnOktober 1964 
hatte einigeλnderungen der chinesischen Abrustungsvorschlage加 Gefo1ge.
Ch担a，das darauf abzie1e，“to break the nuc1ear monopoly of the nuc1ear 
163) Siehe oben Anm. 79 und 48. 
164) Die Republic China auf Taiwan trat dem Vertrag am 23.8.1963 bei; vgl. Institutぬr
Asienkunde， Vertrage der VR China mit anderen Staaten， Bd. XI/4， Wiesbaden 1968， S.617. 
165) Statement of the Chinese Government， vom 31.7.1963， Peking Review 1ヲ63fNr.31， S.7 f.
(CohenfChiu， S.1626 fふ
166) Pe主ingReview 1963， Nr. 36， S.15 (CohenfChiu， S.1626 f.). 
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powers and to eliminate nuc1ear weapons"167) erklarte， niemals als erster 
Atomwaffen einzusetzen. Wiederho1t wurde der Vorschlag zur Einberufung 
einer Gipfelkonferenz aller Staaten， um die Fragen des Verbots und der 
Zerstorung samtlicher Atomwaffen zu behandeln. Als erster Schritt zu 
diesem Ziel solle die Konferenz ein Abkommen schliesen“to the effect 
that the nuc1ear powers and those countries which may soon become nuc1ear 
powers undertake not to use nuc1ear weapons. "168) Diese Einstellung， 
担 derjetzt auch ein vollstandiger Teststopp keinen Platz mehr findet， liegt 
seither samtlichen chinesischen Stellungsnahmen zu Abrustungsfragen 
zugrunde16吋 Eswar daher nur konsequent， das sich China， nachdem 
seine Abrustungsvorschlage nicht realisiert worden waren， gegen den 
"Vertrag uber die Nichtweitergabe von Kerwaffen“vom 1.7.1968 (seit dem 
5.3.1970 in Kraft)， diesem ，gemeinsamen konterrevolutionaren. Bedurfnis 
der amerikanischen und sowjetischen nuklearen Oberherren“170)，aussprach. 
Die Vertragspartner ubernahmen "uberhaupt keine Pflicht， nach der sie keine 
Kernwaffen gegen die Nichtnuklearlander anwenden sollen; andererseits 
wird den Nichtnuklear1andern das Recht， Kernwaffen fur ihre Selbstverteidi-
gung zu entwickeln， vollkommen entzogen. . ."171). Ganz ahn1ich wurden 
der“Vertrag uber die Prinzipien fur die Tatigkeit der Staaten bei der 
Erforschung und Nutzung des Weltraumes einschlieslich des担ondesund 
anderer Himmelskorper“vom Januar 1967 (We1traumvertrag) und der 
"Vertrag uber das Verbot der Stationierung von Kernwaffen und anderen 
Massenvernichtungswaffen auf dem Meeresgrund und Ozeanboden und 
deren Untergrund“vom Februar 1971 (Meeresbodenvertrag) kommentiert. 
Beide， wie auch die Strategic Arms Limitation Talks (SALT)， wurden a1s 
Auserungen amerikanisch・.sowjetischer ，広ollaboration“und "nuklearer 
Erpressung“abgetan172) 
In se加erersten Rede auf einer UNO-Vol1versammlung (26.)， drei 
167) Statement of the Government of the People's Republic of China， 16.10.1964， Peking Review 
1964， Nr. 42， Supplement S. I-IV (Cohen/Chiu， S.1628ふ
168) Ibid.， S.1629. 
169) Vgl. z.B. Chinas Stellungsnahmen w忌endder Stockholmei Umweltschutzkonferenz vom Juni 
1972， PR 1972， Nr. 25， S.9 f.u.a. 
170) PR 1968， Nr. 25， S.16. 
171) Ibid. 
172) Zm We1traumvertrag vgl. PR 1966， Nr. 51， S.34; zum Meeresbodenvertrag vgl. PR 1969， 
Nr. 44， S.29 f. 
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Wochen nach dem chinesischen Reprasentationswechsel， wiederholte der 
Leiter der chinesischen Delegation， Quiao Guanhua， die chinesischen Grund嶋
positionen zur Abrustung (gegen Kernwaffenmonopo1isierung und nukleare 
Erpressung der Supermachte， fur e担 allseitigesVerbot und vollstlliidige 
Vernichtung der Kernwaffen und Einberufung einer Gipfelkonferenz aler 
Staaten， um als ersten Schritt eine Vereinbarung uber die Nichtanwendung 
von Kernwaffen zu treffen) 173) ， um kurz darauf泊 einerStellungsnahme zu 
dem Vorsch1ag der sowjetischen UN-Delegation zur Einberufung einer 
WeltabTUstungskonferenz zu konkreten Ausfuhrungen zu gelangen174). China 
befurwortete zwar die Abrustung， diese solle aber "nicht unterschiedslos von 
al1en Staaten veriangt“(werden). Die von 1mperialismus und Kolonia1ismus 
bedrohten " Staaten Asiens， Afrikas und Lateinamerikas und andere 
mittelgrose und kleine Lander“seien gezwungen， "ihre Verteidigungs柑
macht . . . zu verstarken“ Denn: "Fur die Volker dieser Lander und 
Gebiete ist heute das Problem von erstrangiger Bedeutung selbstverstand1ich 
nicht die Abrustung， sondern Verteidigung der staatlichen Unabhangigkeit 
und Souveranitat sowie der Kampf um die nationale Existenzberechtigung“. 
Diese Einsicht fast Qiao dann so zusammen: "Die Anschuung， nach der ale 
Staaten Abrustungsmasnahmen treffen sollen， ohne zwischen Aggressor und 
Opfer zu unterscheiden， kann nur die Abrustung auf Abwege bringen und 
nur fur den 1mperia1ismus von Vorteil sein叫 75) 1m weiteren erw討mteQiao 
den a1ten chinesischen Vorschlag， das als erster Schritt auf dem Wege "zum 
al1seitigen Verbot und zur restlosen Vernichtung der Kernwaffen“die 
Nuklearstaaten sich verpf1ichten mussen， "nicht als erste gegeneinander 
Kernwaffen anzuwenden und insbesondere. . . gegen nichtnukleare Lander 
173) PR1971，Nr.47，S.8f. 
174) RP 1971， Nr: 49， S.14 f. Siehe dort wegen der folgenden Zitate. 
175) Noch akzentuierter auserte sich der chinesische Delegierte im ersten UNO・Ausschus(Politik 
und Sicherheit) Chen Chu im Oktober 1972. Nach dem Hinweis， das keinesfalls das Wet紅色sten，
sondern der Imperialismus Grundursache des Krieges sei， sagte er: "Wie allgemein bekannt ist， fuhren 
die Waffen nicht von sich aus zum Krieg. Das Schlusselproblem ist， wer sie in der Hand hat und 
welcher Politik sie dienen. Sind die Waffen in den H孟ndenderjenigen， die eine imperialistische Politik 
betreiben， werden sie zu Werkzeugen fur die UnterdIUckung der Volker in verschieden巴nLandern und 
fur die Fuhrung von Aggressionskriegen;加findensich die Waffen aber in den 出 ndender unter-
druckten und der Aggression au里gesetztenLむlder，die sich zu verteidigen haben， werden sie zu einer 
Kraft fur die Verteidigung des Friedensぺ(臼lInasStandpunkt in der AbIUstungsfrage， PR 1972， 
Nr. 44， S.18). 
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und gegen kernwaffenfreie Zonen176) keine Kernwaffen anzuwenden“. Eine 
derartige Verpf1ichtung， meinte Qiao， so1te nicht schwerfallen， "wenn man 
wirklich den Wunsch hat， einen nukleaτen Krieg zu vermeiden und dem 
allseitigen Verbotτron Kernwaffen naherzukommen“ Qiao sprach sich 
gegen eine Teilnahme Chinas an der von der Sowjetunion vorgesch1agenen 
Weltabrustungskonferenz aus， da der sowjetische Vorschlag "weder klare 
Ziele festgelegt noch praktische Schritte vorgesehen hat"， und eine so1che 
Konferenz unvermeidlich zu einem"Permanenzklub“w世de，"wo担sEndlose 
diskutiert wird， aber keine wesent1ichen Probleme gelost werden“ Die 
"unerbitt1ichen Tatsachen“hatten best批igt，das auch die Abrustungs-
Resolutionen der UNO "nichts als Fetzen von Papier (seien)“， wodurch das 
Prestige der UNO in Mitleidenschaft gezogen worden sei. Es sei nun an der 
Zeit， "diese unruhmliche Situation zu andern“. Man musse sich um einen 
neuen Anfang bemuhen und eine "Methode finden， die wirklich zur Abru-
stung beitragen kann. Diskussionen， die zu keinen Beschlussen fuhren， oder 
Beschlusse， die nicht in die Tat umgesetzt werden， damit die Volker der We1t 
nicht weiter enttauscht werden“. 
Die von China geforderten Methoden sind offenbar noch nicht zur 
Entstehung gelangt， denn China halt sich weiterhin von allen Abrustungs倒
bemuhungen fern. So wandte sich China gegen die von der Sowjetunion 
eingebrachten Resolution der Generalversammlunguber "Non引 seof force 
and permanent prohibition of the use of nuclear weapons“(2936/XXVII)， 
weil die "Trennungslinie zwischen den Aggressoren und den Opfern der 
Aggression“nicht deutlich sei und weil ein " Verbot der Anwendung von 
e 瓦ernwaffenfur ale Zeiten“solange unglaubwurdig sei， wie "Frage eines 
づ allgemeinenVerbots und der grundlichen Vernichtung von Nuklearwaffen“ 
nicht behandelt wurdel77). - China ubte Enthaltung bei der Abstimmung 
uber den Resolutionsentwurf einer "Konvention uber das Verbot der Ent-
wicklung， Herstellung und Lagerung sowie die Zerstorung von bakteriolo-
gischen und Giftwaffen“von 1971 - in Ost und West haufig als das 
erste echte Abrustungsabkommen seit dem Ende des zweiten We1tkrieges 
bezeichnet -， weil in der Konvention nichts uber das Verbot der Anwendung 
176) China unterstutzt den UN PJan， den Indischen Ozean als Friedenszone zu erklaren sowie die 
Errichtung einer nuklearwaffenfreien Zone in LateinamerikaれTgl.PR 1972， Nr. 47， S.7 fふ
177) PR 1972， Nr. 46， S.6 f.
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solcher Waffen und nichts uber chemische Waffen， deren Besitz sich die 
Supermachte weiterhin vorbehalten wol1ten， entha1ten sei. Dies bedeute als 
Ver1etzung des Genfer ProtokolIs von 1925 einen Ruckschritt178). - China 
ratifizierte nicht Protokoll I des Vertrages von Tlate10lco VOh 1972 (Vertrag 
uber das Verbot von Kernwaffen in Lateinamerika). Die maxikanische 
Regierung ersuchte China als Kernwaffenmacht die in dem ZusatzprotokoIl 
vorgeschlagenen Schritte zu unternehmen. China lehnte eine Ratifikation 
mit der Begrundung ab， das in der Praambel des Protokolls das Teil-
teststoppabkommen und der Nichtweitergabevertrag bejaht werden， die 
chinesische Regierung insofern aber einen anderen Standpunkt einnahme. 
Die Vorschriften des Vertrags uber das Verbot von Kernwaffen in Latein-
amerika wurden aber beachtet179). - Chinas Delegierte ausern sich 
regelmasig in dem fur die Abrustungsdiskussion zustandigen Ersten UNO-
Ausschus (Politik und Sicherheit) 180) • Der Tenor dieser Beitrage: Wichtiger 
als Abrustung ist eine Einheitsfront aller Vo1ker gegen den Hegemonismus. 
China beteiligt sich nicht an der in seinen Vorformen seit 1969 tatigen 
Conference of the Committee on Disarmament181) und anderen Mitte der 
siebziger Jahre gegrundeten mit der UNO verbundenen Abrustungs-
gremien 182). In einer einem dieser AふhocKomitees ubermittelten Stellungs-
nahme wird klargestellt: 
“The position of China has not changed. According to that position 
a ¥.vorld disarmament conference can only be convened if certain 
prerequisites for the creation of conditions conductive to genuine 
disarmament are met. The convening of aworld disarmament 
conference， or preparation for such a conference， cou1d on1y be 
acceptab1e if al1 the nuc1ear-weapon States in particu1ar the two 
nuc1ear-weapon Powers， would undertake an obligation: (a) not 
178) PR 1972， Nr. 48， S.10. -Die A n w e n d u n g istaberbereits durch das Genfer 
Protokol1 von 1925 verboten， wohingegen Entwicklung， Produktion und Lagerung bisher lIicht 
untersagt w紅巴n.
179) Vgl. Archiv der Gegenwart vom 14.11.1972. 
180) Vgl. zuletzt PR 1977， Nr. 50， S.25 f. 
181) Vgl. Report of the Committ巴eon Disarmament vol. 1， UN-Doc. A/32/27， S.3， 94 f. 
182) Vgl. Report of the Ad Hoc Committee on the World DisarmamentConference， UN-Doc. A/ 
32/28 und Report of the Preparatory Committee for the Special Session of the General Assembly 
Devoted to Disarmament， UN-Doc. A/32/41. 
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to be the first to use nuclear weapons， particular1y against the non-
nuclear-weapon States; and (b) to end al forms of military presence 
on the territory of other countries by those concerned. If such pre僧
conditions are met， a wor1d disarmament conference can be convened 
with a clear aim， namely， to consider the questions of complete pro・
hibition and thourough destruction of al1 nuclear weapons，183). 
VI Zusammenfassung und Ausblick 
Die Ergebnisse aus der Darstellung der ideologischen Pramissen der 
chinesischen Haltung zum Kriegsrecht， der chinesischen Volkerrechtslehre， 
der rechtlichen -insbesondere vertraglichen -Bindungen， der Reform-
beteiligung， der Rechtsentsprechung und der Abrustungskonzeption lassen 
sich wie folgt zusammenfassen: 
1. Die chinesische Auspragung des ius ad bellum zeitigt jedenfal1s keine 
direkte， d.h. normativ fixierte， Auswirkung weder auf die Interpretation 
der bestehenden Rechtslage， noch auf die den status quo andernden lex 
ferenda. Die chinesischen Vorbehalte zu den Genfer Konventionen von 
1949， die chinesische Selbstdarstel1ung bezuglich konventionsgerechten 
Verhaltens und die Auserungen chinesischer Delegierter auf der kUfzlich 
zu Ende gegangenen Genfer Diplomatischen Konferenz lassen nirgends 
die Forderung erkennen， Rechte und Pflichten des ius in bello einem 
Aggressor gegenuber in diskriminierender Weise anzuwenden. Die 
chinesische Ansicht von der Legalitat nationaler Befreiungskriege hat 
nicht die Ent1assung so1cher "gerechten Kampfer“aus den Bindungen 
des Kriegsrechts und nicht die B10sstellung des Aggressors von den 
durch das五riegsrechtgewahrten Rechten zur Folge. Insofern fusen die 
besorgten Worte des schweizerischen Delegationsleiters auf der Genfer 
Konferenz auf einer unrichtigen Interpretation chinesischer Auserungen: 
“The idea of 'just' or 'unjust' wars had no place in the work of the 
Conference. The Conference must endeavour to limit violence in 
armed conflict， regardless of the motives which had provoked such 
183) 80 in dem ersten in Anm. 182 genannten Bericht. 
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conf1ict."l84) Das chinesische ius ad bel1um entha1t im Grundsatz eine 
Bestatigung des in Art. 51 der UN Satzung entha1tenen Rechtfertigungs-
grundes der Gewaltanwendung加1Fal1e von Selbstverteidigung. Daher 
konnte ein chinesischer Volkerrecht1er auch Oppenheim -Lauterpacht 
zitieren: “But for many legal purposes it seems now again possible to 
distinguish between just and unjust (or 1awful and un1awful) wars -the 
latter being those waged in break of the ob1igations of the Charter of the 
United Nations . . 川85) Das China den insoweit fundamentalen Begriff 
des "Angriffs“po1itisch皿flexibelund nicht juristisch gefast sehen wi1l， 
ist der Grund fur die Ablehnung der lJN Definition. 
1st ein direkter Einflus des ius ad bellum auf Bi1dung und Anwen-
dung der Normen des瓦riegsrechtsnicht zu unterste11en， so ist aber 
nicht auszusch1ie品en，da品sicheine indirekte Wirkung der die Kriegsfuh-
rung beeinflussenden Lehre vonder Gerechtigkeit eines bestimmten 
Krieges undder darin liegenden mora1ischen Diskriminierung des Feindes 
auf die Anwendung des Kriegsrechts ergeben kann. Der moralische 
Ausschlies1ichkeitsanspruch enthalt die Versuchung zur Verletzung des 
theoretisch auch fur den Feind anerkannten ius in bel10 
2. Wenn China auch nicht so weit geht， das Kriegsrecht nur als Mittel der 
BegUllstigung derjenigen zu sehen， die sich gegen imperialistische Aggres-
sion wenden und als Grundlage der Verurteilung imperialistischer 
Aggressionsverbrechen， sohat das Kriegsrecht nach chinesischer Ansicht 
dieser Aufgabe aber a u c h gerecht zu werden. DeshaItラ bestehtder 
wichtigste Tei1 seiner Reform in der Ausdehnung des Krieg8gefan輔
genenstatus auf die Guerillakampfer， denen aber gleichzeitig auch der 
Schutz des Zivi1istenstatus zuteil werden sol1. Das Kriegsrecht sol1 als.o 
im Sinne der Freiheitskampfer verandert werden.むberspitzt1iese sich 
formu1ieren， das die Voraussetzung eines nicht diskriminierenden ius泊
be110泊 dessen"ungleicherぺd.h.die Freiheitskampfer bevorzugenden， 
Reform 1iegi. 
3. Aus der hochst kursorischen "akademischen“Beschaftigung mit dem 
184) CDDH/SR 13， paragr. 53. 
185) .Zhou Ziya (1956)， in: Cohen-Chiu S. 1477. Zitiert aus: L. Oppenhe泌1，International Law， 
vol. U， 7th ed.， by H. Lauterpacht， London 1952， S.223. 
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Kriegsrecht und insbesondere aus dem chinesischen Beitrag zur Genfer 
Diplomatischen Konferenz (China brachte keiner1ei Anderungsantrag 
e泊)resultiert die Erkenntnis eines geringen chinesischen Interesses 
am Kriegsrecht. Wie in anderen internationalen Fragen -z.B. Bevolkか
rung， Ernahrung， Umweltschutz und Terrorismus - so zieht China 
auch bezuglich des bewaffneten Konflikts einen ideologisch-politischen 
Ansatz dem juristischen vor. Wird als Ursache so1cher internationaler 
Probleme der Imperialismus diagnostiziert， sokann als adaquate Therapie 
weniger ein Inbegriff von Normen， der allenfalls auf die Begrenzung von 
Symptomen zu zielen vermag， als politische Auseinandersetzung wirksam 
sein. Wohnt dem Recht eine die sozialen Phanomene generalisierende 
Tendenz inne， sorichtst sich die politische Auseinandersetzung auf die 
Erforschung der Ursachen. Insbesondere auf dem Gebiet der Abru-
stung， wo die fur das ius in bello vermiedene Unterscheidung zwischen 
Aggressor und Opfer der Aggression grundlegende Bedeutung gewinnt， 
ist chinesisches Argumentieren dem Vorgehen des Friedensforschers 
Verwandeter als dem des Volkerrechtlers. 
Von daher gesehen erscheint e泊 groseresInteresse Chinas am Kriegsrecht 
fur die absehbare Zunkunft als unwahrscheinlich. Die zu Beginn dieses 
Jahrhunderts gezeigte Mitwirkung erscheint so als fur Ch担aeher untypisch， 
mehr auf ausenpolitischem Druck und dem Schock des eigenen Niederganges 
beruhend， als auf einem aktiven Verstandnis der Rolle Chinas in der Welt. 
